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Für die erfolgreiche Mandatsgestaltung ist eine enge und vertrauensvolle 

Zusammenarbeit das A und O. Die digitalen Lösungen Ihrer Genossen-

schaft ermöglichen eine durchgängige Prozesskette – von den Unternehmens-

daten bis zur Auswertung in der Kanzlei. So schaffen Sie effi ziente Abläufe 
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Beratung Ihrer Mandanten. Mehr unter www.datev.de/digital.
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DIGITAL PAYMENT

125,1 MRD. €
STEILES  

WACHSTUM

23,1 MIO.

MARKUS KORHERR
Chefredakteur DATEV magazin

Ab dem 1. Januar 2020 wird die 

EU-Richtlinie DAC6 in nationales Recht 

umgesetzt sein. Die Mitteilungspflicht 

für internationale Steuergestaltungen 

blieb bis zuletzt umstritten. Denn der 

weit gefasste Wortlaut des Regelwerks 

wird nach Ansicht vieler Experten zu 

einer Flut an Meldungen führen. Zudem 

wird auch das Vertrauensverhältnis 

zwischen Steuerberater und Mandant 

einer Belastungsprobe ausgesetzt und 

der Bürokratieaufwand für die 

sogenannten Intermediäre steigen. 

Daher ist zu bezweifeln, ob die mit den 

neuen Vorschriften verfolgten Ziele 

tatsächlich erreicht werden können.

… wurden geschätzt in Deutschland 2015 
steuerlich hinterzogen, das damit in der EU Platz 

zwei hinter Italien einnimmt (190,9 Mrd. €).

Quelle: University of London

Im dritten Quartal 2019 wurden 3,09 Mrd. 
Bezahlvorgänge über PayPal abgewickelt.  
5 Jahre zuvor waren es noch knapp unter  

einer Millionen.

Quelle: PayPal

… listet die Forbes-Liste für 2018. Damit stieg 
die Zahl der Extrem-Reichen enorm an.  

2009 wurden „nur“ 793 gezählt. 

Quelle: Forbes, Oxfam

Die Niederlande sind das EU-Land, das 2016  
die meisten Steuergestaltungsmöglichkeiten  
bot (17). Im EU-Durchschnitt waren es 11 -  

Deutschland lag mit 8 im unteren Mittelfeld. 

Quelle:Eurodad 

2208  
MILLIARDÄRE

IM UNTEREN MITTELFELD

DER STAAT KANN UNS N ICHTS  GEBEN,  OHNE UNS  ANDERER  D INGE ZU BERAUBEN.  H E I N R I C H  H E I N E

Wussten Sie schon …

… Steuerpflichtige erklärten ihre  
Steuern 2018 auf digitalem Weg.

Quelle: ELSTER

3.664.273 Millionen Euro betrug 2019  
die Summe der Transaktionen,  

die digital getätigt wurden. 

Quelle: Statista 2019

Jedes Jahr ein Muss

Jahresbeginn 2020: Informieren  
Sie sich zu den wichtigsten Themen und  

gesetzlichen Neuerungen.

www.datev.de/jahreswechsel

Hintergründe zur Plattformstrategie 
und der neuen Online-Anwendung für 

Privatpersonen.

www.datev.de/tax-plattform

DATEV  
TAX-PLATTFORM

DATEV-COMMUNITY

Die DATEV-Community in neuem Gewand  
Teilen Sie Ihr Wissen und tauschen Sie sich aus.

www.datev-community.de

https://www.datev.de/jahreswechsel
https://www.datev.de/tax-plattform
https://www.datev-community.de


DATEV magazin 04  

Titelthema

Inhalt

08

12

15

18

2506

22

24

   Perspektiven

�Landkarte der Steuerschlupflöcher  
Ab 2020 müssen grenzübergreifende Steuergestal­
tungen der Finanzverwaltung angezeigt werden. Es ist 
allerdings fraglich, ob der Gesetzgeber damit Steuer­
vermeidungspraktiken verhindern kann – oder nicht  
eher über selbst gesteckte Ziele hinausschießt.

	 Praxis

�Schnelle Lösungen 
Anfang 2020 gelten neue Gesetze für 
innergemeinschaftliche 
Reihengeschäfte und Lieferungen 
sowie für Umsätze hinsichtlich 
Lieferungen über Konsignationslager.

Aus der Genossenschaft

�DATEV für alle! 
Privatpersonen können mit der DATEV-App Klartax ihre 
Steuererklärung machen. Lesen Sie über Hintergründe zur 
App und welche Möglichkeiten sie für Steuerberater bietet.

�„Klartax bietet einen super Überblick“ 
Seit Monaten testet Verbundstudent Philipp Volk sowohl 
die App als auch die Webanwendung von Klartax. Er verrät, 
wie er die Nutzung der App empfunden hat.

�Einstellungen verändern 
Die Einführung einer Anzeigepflicht von Steuergestal­
tungen wird nur dann Akzeptanz finden, wenn der Staat 
transparente und rechtssichere Regelungen schafft.

�Noch mehr Pflichten 
Bei Umsetzung der DAC6-Richtlinie in nationales Gesetz 
werden eine Reihe neuer Tatbestandsmerkmale eingeführt. 
Die steuerlichen Berater sollten diese kennen.

�Probleme lösen 
Eine Branche steht mit Blick auf die DAC6-Richtlinie vor 
besonderen Herausforderungen, sofern der Gesetzgeber 
nicht für genügend Anwendungssicherheit sorgt. 

�Jetzt aktiv werden 
Aufgrund des Umfangs, der Komplexität sowie um 
mögliche Geldbußen zu vermeiden, sollten Unternehmen 
vor Beginn der Meldepflicht einen Prozess aufsetzen.

   Mitteilungspflicht für Steuergestaltungen
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	 Produkte & Services

�Gesucht, gefunden und verbunden 
Im April letzten Jahres ging die Genossenschaft mit der 
Plattform DATEV SmartExperts an den Markt.  
 
Die Null muss stehen 
Keinen Ball ins Tor lassen, Fokus auf ein Ziel. Das gilt im 
Fußball wie im Beruf, meint Lars E. Kurpiun von DATEV. 

�Neues Portal für personalisierte 
Vermarktungshilfen 
Der professionelle und einheitliche 
Auftritt in der Öffentlichkeit hilft 
Kanzleien dabei, sich zu positionie­
ren, DATEV unterstützt Sie dabei! 

	 Impressum

	 Vorausschau

�Willkommen 2020! 
Wie jedes Jahr wird auch 2020 zahlreiche Änderungen  
für Unternehmen und Privatpersonen mit sich bringen, 
nicht zuletzt auch im Bereich der Steuern und des Rechts.

	  Kanzleimanagement

Titelthema
Digitales 

Dokumentenmanagement
Die Arbeit mit digitalen Dokumenten gehört in 

vielen Kanzleien schon zum Alltag. Experten berichten 

aus der Praxis und geben nützliche Tipps

AUSGABE  
02 / 20

VORSCHAU

�Die Liquidität im Fokus 
Unternehmer sollten in Krisenzeiten die Zahlungs­
unfähigkeit als Insolvenzeröffnungsgrund  
stets auf dem Radar haben. Fachkundige  
Berater können hier unterstützen.

�

�Richtig bewerten 
Scheidet ein Gesellschafter aus dem Unternehmen  
aus, kommt es zu einer Übertragung seiner Anteile.  
Diese müssen rechtskonform bewertet werden.

Wenn das Personal  
nicht mitzieht 

Dass sich infolge der Digitalisierung fast 
die gesamte Belegschaft erneuert, ist 
ungewöhnlich. Steuerberater Christian 
Deák erzählt über Probleme und 
Erkenntnisse.
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Landkarte der 
Steuerschlupflöcher

Anzeigepflicht | Ab 2020 müssen grenzübergreifende 
Steuergestaltungen der Finanzverwaltung angezeigt 
werden. Es ist allerdings fraglich, ob der Gesetzgeber damit 
Steuervermeidungspraktiken verhindern kann – oder nicht 
eher über selbst gesteckte Ziele hinausschießt.
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Ob Cum-Ex oder Goldfinger: Das Ausnutzen von Steuer-
schlupflöchern ist in der jüngsten Vergangenheit immer wie-

der in die Schlagzeilen geraten. Anrüchig, aber legal – und vor al-
lem genutzt von solchen Unternehmen, die ohnehin wenig Steu-
ern zahlen – so das Bild in der Öffentlichkeit. 
So konnte früher beispielsweise ein Steuerpflichtiger mit einem 
Jahreseinkommen von einer Million Euro mithilfe einer soge-
nannten Goldfinger-Gesellschaft in Großbritannien seine Ein-
kommensteuerlast in der Bundesrepublik nahezu halbieren. Der 
Wissenschaftliche Dienst des Bundestags hat ausgerechnet, dass 
ein solcher Einkommensmillionär innerhalb eines Zweijahres-
zeitraums demnach statt rund 916.000 nur 467.000 Euro Steuern 
zahlen musste. Das Modell, dem ein alter James-Bond-Film sei-
nen Namen gab, war denkbar einfach: Über Firmen im Ausland 
wurden Gold oder andere Wertgegenstände gekauft. Die Verluste 
aus diesen Geschäften wurden dann den deutschen Finanzbehör-
den als Verlust gemeldet – mit dem Ziel, die Steuerschuld zu ver-
ringern.

Politischer Druck oder Überreaktion

Solche und andere Steuergestaltungsmodelle werden breit disku-
tiert und kritisiert. Inzwischen sind auch Strafverfahren – unter 
anderem beim Landgericht Augsburg – anhängig. Auf diese Wei-
se ist politischer Druck entstanden, der den Gesetzgeber zum 
Handeln zwingt. Die Frage, die sich auch die Experten in unse-
rem aktuellen Titelthema stellen, lautet allerdings: Hat die Politik 
hier möglicherweise überreagiert?

EU zeichnet den Weg vor 

Schon vor einiger Zeit hatte die Europäische Kommission einen 
Vorschlag für eine Richtlinie bezüglich des verpflichtenden auto-
matischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung 
über meldepflichtige grenzüberschreitende Modelle (DAC6) vor-
gelegt. Darin sind Meldepflichten für bestimmte grenzüber-
schreitende Steuergestaltungsmodelle vorgesehen.
Nun tritt zum Jahresbeginn ein entsprechendes nationales Ge-
setz zur Anzeigepflicht internationaler Steuergestaltungen in 
Kraft, wonach die ersten Meldungen ab Juli 2020 abgegeben 
werden müssen. Anhand bestimmter Kennzeichen sind derartige 
Steuergestaltungen zu identifizieren und den Finanzbehörden zu 
melden – und zwar durch die Intermediäre, zu denen auch Steu-
erberater gehören können. Damit soll die Finanzverwaltung in 
die Lage versetzt werden, Steuervermeidungspraktiken und Ge-
winnverlagerungen frühzeitig zu identifizieren und ungewollte 
Gestaltungsspielräume zügig zu schließen. Außerdem erhofft 
man sich natürlich auch eine abschreckende Wirkung. 

Anzeigepflicht sorgt für mehr Bürokratie

Was so einfach klingt, dürfte in der Praxis wesentlich komplexer 
zu handhaben sein, wie die Beiträge unserer Gastautoren in die-

ser Ausgabe des DATEV magazins zeigen. Es ist wahrscheinlich, 
dass mit den neuen Bestimmungen vor allem ein neuer Berg von 
Bürokratie geschaffen wird. Bürokratie, welche die Finanzbehör-
den verwalten und auswerten muss, was einen erheblichen Auf-
wand produzieren wird. Allein dafür dürften weitere Schreiben 
der obersten Finanzverwaltung notwendig sein, um die Sachlage 
zu klären. 
Außerdem stehen Steuerberater, Rechtsanwälte und Wirtschafts-
prüfer im Fokus der neuen Regelungen. Denn sie gehören zu den 
sogenannten Intermediären, die künftig wahrscheinlich eine 
Vielzahl von steuerlichen Maßnahmen melden, weil die Unsi-
cherheiten derzeit noch groß sind. Eine Tatsache, die das Tages-
geschäft betroffener Kanzleien erheblich beeinflussen dürfte. 

Informationsgewinn ungewiss

Darüber hinaus ist aus der Meldepflicht allein noch kein Erkennt-
nisgewinn abzuleiten. Zumal nicht klar ist, in welcher Form die 
Ergebnisse der Meldungen in die Anwendung von Gesetzen ein-
fließen werden. Sind die geplanten Gesetzesvorgaben verfas-
sungsgemäß? Diese Frage könnte ebenfalls noch Bestandteil ei-
ner Prüfung werden. 
Es ist allerdings noch unklar, ob die Regelungen – zumindest in 
Deutschland – auch auf nationale Steuergestaltungen ausgewei-
tet werden. Im Sinne von Berater und Mandanten ist es sicher-
lich, zunächst die Anwendung der umgesetzten EU-Richtlinie zu 
evaluieren. Erst wenn diese tatsächlich gesellschafts- und finanz-
politischen Erfolg zeigt, ist es sinnvoll, über eine Ausdehnung auf 
nationale Steuergestaltungen nachzudenken. Denn so wichtig 
der Kampf gegen Steuerschlupflöcher auch ist: Ein in Gesetz ge-
kleideter Generalverdacht gegen Unternehmen ist ein Schritt 
über das Ziel hinaus.  ●
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DR. ROBERT MAYR

CEO der DATEV eG

FOLGEN SIE MIR AUF TWITTER

                               twitter.com/Dr_Robert_Mayr

https://twitter.com/Dr_Robert_Mayr
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Wenn man sich mit der Einführung der Mitteilungs-
pflicht von Steuergestaltungen (im Weiteren: Mittei-

lungspflicht) beschäftigt, tauchen immer wieder Fragen auf, 
wie etwa: „Warum brauchen wir überhaupt eine Mittei-
lungspflicht?“ oder: „Bietet nicht der effektive Einsatz be-

stehender Instrumente, beispielsweise einer zeitnahen Be-
triebsprüfung, deutlich mehr Potenzial?“ Die politische Dis-
kussion darüber wird auf nationaler wie internationaler 
Ebene geführt und macht eine Beantwortung derartiger 
Fragen erforderlich. 

Einstellungen 
verändern

Umsetzung der DAC6-Richtlinie | Die Einführung einer Mitteilungspflicht von 
Steuergestaltungen wird nur dann Akzeptanz finden, wenn der Gesetzgeber insoweit 

transparente und rechtssichere Regelungen erlässt.
Autor: Ingmar Schulz
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Steigerung der Transparenz

Die Mitteilungspflicht ist nur ein Puzzlestück im Zusam-
menhang mit den Bemühungen der Länder, sich durch 
Transparenzsteigerung gegen Maßnahmen zur Gewinnver-

kürzung und -verlagerung im nationalen und internationa-
len Bereich zur Wehr zu setzen. Zur Sicherung der Staatsfi-
nanzen muss man akzeptieren, dass die Länder nach Lö-
sungsmöglichkeiten suchen. Denn nach Schätzungen der 
OECD führten bereits 2013 Gewinnverkürzungen und -ver-



DATEV magazin 10

Titelthema Mitteilungspflicht für Steuergestaltungen

lagerungen weltweit allein bei der Körperschaftsteuer jähr-
lich zu Steuerausfällen in Höhe dreistelliger Milliarden US-
Dollar-Beträgen. Den Politikern wird es dabei auch nicht 
sonderlich schwer gemacht. Ein Blick in die Berichterstat-
tung der deutschen Presse verdeutlicht dies: „Goldfinger-
Methode kostet den Staat Milliarden“ (Handelsblatt vom 
12.02.2018), „Cum-Cum-Geschäfte – Steuertricks der Ban-
ken empören die Politik“ (Handelsblatt vom 3.05.2016) so-
wie „Steuervermeidung – Die Tricks der Superreichen und 
Konzerne“ (Der Spiegel vom 21.05.2013). Womöglich hat 
aber die Veröffentlichung der sogenannten Panama-Papers 
2016 sprichwörtlich das Fass zum Überlaufen gebracht, 
denn seit deren Veröffentlichung beschleunigte sich die po-
litische Diskussion um die Steigerung der Transparenz im 
Steuerrecht gerade unter dem Gesichtspunkt der Einfüh-
rung einer Mitteilungspflicht enorm. Diese geht in Deutsch-
land schon bis 2007 zurück, wird also inzwischen bereits 
seit zwölf Jahren geführt. 

Steuervermeidungspraktiken bekämpfen

Die seinerzeit unter anderem in Großbritannien bereits ein-
geführten Regelungen veranlassten die Länder dazu, im 
Zuge des Jahressteuergesetzes (JStG) 2008 erstmalig auch 
einen gesetzgeberischen Vorstoß in 
Deutschland zu tätigen. Dieser scheiterte 
– nicht zuletzt aufgrund des massiven Wi-
derstands seitens der Verbände sowie der 
Rechtswissenschaft – jedoch noch im 
Bundesrat selbst. Weitere Initiativen 
durch die Bundestagsfraktionen DIE LIN-
KE 2008 sowie von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 2011 führten ebenfalls nicht 
zum Erfolg. Erneut in den Fokus der Poli-
tik trat das Thema durch die Aufnahme 
des Handlungsfelds Anzeige- und Offen-
legungspflichten für Steuerplanungsmodelle in das 2013 
gestartete OECD/G20-Projekt BEPS (Base Erosion and Profit 
Shifting). Das verwunderte nicht, denn allein in Großbritan-
nien kam es nach Darstellung des HM Revenue & Customs 
zwischen 2004 und 2013 nach der Implementierung einer 
entsprechenden Verpflichtung zu 93 Gesetzesänderungen 
zur Vermeidung von Steuerausfällen. Auch wenn der BEPS-
Abschlussbericht aus dem Jahr 2015 keine verpflichtende 
Maßnahme, sondern lediglich eine Empfehlung zur Einfüh-
rung einer Mitteilungspflicht aussprach, fasste der Bundes-
rat unter dem Einfluss dieser internationalen Diskussion be-
reits 2014 den Entschluss, mit dem er die Einführung einer 
europaweiten Anzeige- und Registrierungspflicht von inter-
nationalen Steuergestaltungen forderte (BR-Drs. 205/14[B]). 
Diese Forderung wiederholte und verstärkte der Bundesrat 
2017, indem er forderte, eine gesetzliche Mitteilungspflicht 
so rasch wie möglich zum Abschluss zu bringen, da sie ei-

nen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung von Steuerver-
meidungspraktiken (BR-Drs. 365/17[B]) leiste.

Die Zeit läuft

Die Europäische Union nahm die Empfehlung aus dem 
BEPS-Projekt auf und hat mit Zustimmung Deutschlands 
zur DAC6-Richtlinie (RL[EU]2017/822 vom 25.05.2018) die 
Entscheidung zur Einführung einer Mitteilungspflicht von 
grenzüberschreitenden Steuergestaltungen für alle EU-Mit-
gliedstaaten getroffen. Die Umsetzung in nationales Recht 
hat bis zum 31. Dezember 2019 zu erfolgen und tritt am 
1. Juli 2020 in Kraft. Allerdings sind die zur Anzeige ver-
pflichteten Personen (Intermediäre und relevante Steuer-
pflichtige) verpflichtet, die von der Richtlinie erfassten Steu-
ergestaltungen bereits rückwirkend zum Inkrafttreten ab 
dem 25. Juni 2019 bis zum 31. August 2020 nachzumelden.

Die Kritik reißt nicht ab

Auch wenn die politische Diskussion durch die Verabschie-
dung der DAC6-Richtlinie für grenzüberschreitende Sach-
verhalte in Deutschland dem Grunde nach entschieden ist, 
reißt die Kritik nicht ab. Diese bezieht sich auf die Art und 

Weise der Umsetzung der Richtlinie in 
nationales Recht selbst, zum anderen auf 
die von einigen Ländern geforderte sowie 
im Raum stehende Erweiterung der Mit-
teilungspflicht auf innerstaatliche Sach-
verhalte. Deren Verpflichtung ergibt sich 
nicht aus der Richtlinie selbst; vielmehr 
wird es den Mitgliedstaaten freigestellt, 
weitere Mitteilungspflichten vergleichba-
rer Art zu erlassen. Weiterhin offen ist, ob 
Deutschland von dieser Möglichkeit Ge-
brauch machen wird und – wie Polen – 

auch eine Mitteilungspflicht für innerstaatliche Steuerge-
staltungen einführt. Das von der Bundesregierung zur Um-
setzung der DAC6-Richtlinie initiierte Gesetzgebungsver-
fahren (BR-Drs. 489/19) beschränkt sich zunächst auf 
grenzüberschreitende Sachverhalte. Dies verwundert hin-
sichtlich der auf die Ausweitung der Mitteilungspflicht auf 
innerstaatliche Sachverhalte konzentrierten Kritik aus der 
Wirtschaft nicht, zumal sie auch politisch sowohl auf Bun-
des- wie auch auf Länderebene nicht unumstritten ist. Zu-
mindest ein Zurückstellen der Ausweitung ist insoweit 
nachvollziehbar.

Rechtfertigung der Gesetzesinitiative

Ein erster Ansatzpunkt für Rechtfertigungsgründe lässt sich 
schon aus dem Rechtsstaatsprinzip ableiten. Dazu gehört 
auch die Gewährleistung von Steuergerechtigkeit, die sich 

Zur Sicherung der 
Staatsfinanzen 

muss man 
akzeptieren, dass 
die Länder nach 
Lösungsmöglich­
keiten suchen.
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nur durch ein effizientes Steuersystem erreichen lässt, das 
eine am Leistungsprinzip ausgerichtete Einkommens- und 
Vermögensverteilung innerhalb der Gesellschaft sicher-
stellt. Steuergerechtigkeit kann mithin auch mit den Worten 
einer fairen Besteuerung umschrieben werden. Eine solche 
setzt voraus, dass gesetzgeberische Prinzipien von den 
Steuerpflichtigen beachtet werden, Steuergesetze also nur 
so angewandt werden, wie es der ursprünglichen Intention 
des Gesetzgebers entspricht. Mit einer Mitteilungspflicht 
werden zwar legale, jedoch der ursprünglichen Intention 
des Gesetzgebers nicht entsprechende Gestaltungen früher 
als bisher bekannt. Der Gesetzgeber kann dadurch zeitnah 
reagieren. Denn Steuergestaltungen werden im Verwal-
tungsvollzug derzeit regelmäßig erst im Rahmen einer dem 
Veranlagungsverfahren nachgelagerten Außenprüfung of-
fenkundig. Insoweit kann auch die in § 4a Betriebsprü-
fungsordnung (BpO 2000) bereits normierte zeitnahe Be-
triebsprüfung nicht als Lösungsmöglichkeit ausreichen, 
denn auch sie setzt zeitverzögert an, indem sie das Vorlie-
gen einer Steuererklärung nach § 150 Abgabenordnung 
(AO) voraussetzt. 

Präventivmaßnahmen statt Hausmittel

Aufgedeckten Steuergestaltungen begegnet die Verwaltung 
regelmäßig mit Hausmitteln, das heißt der Auslegung der be-
troffenen Normen oder dem § 42 AO. Eine gesetzgeberische 
Maßnahme wird dabei nicht zuletzt wegen des grundsätzli-
chen Verbots der rückwirkenden Einführung belastender Ge-
setzesänderungen (vgl. BVerfG-Beschluss vom 17.12.2013 – 
BvL 5/08) bis zur Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) 
zurückgestellt. Als Beispiel aus der Praxis kann hier das 
Goldfinger-Modell genannt werden. Der vom BFH 2017 ent-
schiedene Fall betraf die Veranlagungszeiträume 2006 bis 
2008. Aufgedeckt wurde die Steuergestaltung im Rahmen ei-
ner 2011 beim Steuerpflichtigen durchgeführten Außenprü-
fung. Zwischen der erstmaligen Nutzung der Gestaltung und 
der Entscheidung des BFH lagen mithin elf Jahre. Auch unter 
Berücksichtigung der 2013 erfolgten Reaktion des Gesetzge-
bers durch die Änderung des § 15b Einkommensteuergesetz 
(EStG) konnte diese Steuergestaltung acht Jahre lang genutzt 
werden, mit nicht unerheblichen Auswirkungen auf den 
Staatshaushalt. Die nach der DAC6-Richtlinie vorgesehene 
Mitteilungspflicht soll demgegenüber präventiv schon im 
Zeitpunkt des Vermarktens beziehungsweise der Bereitstel-
lung zur Nutzung ansetzen. Die Anzeige schließt die Nutzung 
der Steuergestaltung zwar nicht aus, die frühzeitigere Reakti-
onsmöglichkeit verhindert aber gegebenenfalls eine extensi-
ve Nutzung in der Folgezeit. Strukturelle Erhebungsdefizite 
können so minimiert werden. Zudem werden die eingesetz-
ten Strukturen immer ausgefeilter. Die sich mehr und mehr 
digitalisierende Wirtschaft führt zu einer höheren Mobilität 
von Funktionen, Kapital und Personen, die im Rahmen von 

Steuergestaltungen bewusst ausgenutzt wird. Für den Ge-
setzgeber wird es also immer schwerer, seine Steuerbemes-
sungsgrundlagen gegen Aushöhlungen zu schützen. Für eine 
faire Besteuerung ist es erforderlich, eine größtmögliche 
Transparenz zwischen den Steuerpflichtigen und den Steuer-
behörden über steuererhebliche Tatsachen herzustellen. 

Gesetzeslücken schließen

Dabei darf aber nicht außer Acht gelassen werden, dass es 
die primäre Aufgabe des Gesetzgebers selbst ist, ungewollte 
Gesetzeslücken zu entdecken und gegebenenfalls zu schlie-
ßen. Dieses Prinzip wird durch eine Mitteilungspflicht mei-
nes Erachtens nicht per se unterlaufen, denn sie dient in ers-
ter Linie einer Informationsbeschaffung, die es dem Gesetz-
geber überhaupt erst ermöglichen soll, eine Prüfung durch-
führen zu können. Dennoch ist dieses Prinzip bei der 
gesetzgeberischen Umsetzung auch unter verfassungsrecht-
lichen Gesichtspunkten zu beachten. Die vorstehenden Aus-
führungen zeigen, dass die rechtspolitische Funktion der 
Mitteilungspflicht stark im Fokus steht und die von der DAC6-
Richtlinie daneben verfolgte Abschreckungsfunktion allen-
falls eine Folge davon sein kann. Denn aus dem international 
geltenden Nemo-tenetur-Grundsatz folgt, dass die Mittei-
lungspflicht allein legale Steuergestaltungen erfassen kann. 
Insoweit ist die von der Richtlinie vorgesehene veranlagungs-
unterstützende Funktion meines Erachtens nicht zwingend, 
von der EU aber entsprechend vorgegeben. 

Fazit

Letztlich ist der politische Wille zur Einführung einer Mittei-
lungspflicht nachvollziehbar. Er ist auch auf das Ausreizen 
von Möglichkeiten zurückzuführen, die sich aus dem gelten-
den Steuerrecht für Personen ergeben, die in der DAC6-
Richtlinie als Intermediäre und relevante Steuerpflichtige be-
zeichnet werden und Steueroptimierungen vornehmen. 
Gleichwohl wird die Umsetzung alle Beteiligten vor erhebli-
che Herausforderungen stellen. Bei Anwendung der gesetzli-
chen Regelungen muss daher vorderstes Ziel sein, für alle 
Seiten praxisgerechte und administrierbare Maßnahmen zu 
schaffen. Unter Berücksichtigung der derzeitigen Planungen 
wird dies ohne Verwaltungsanweisungen kaum realisierbar 
sein. Hier lohnt sich ein Blick nach Großbritannien: Die dorti-
gen Leitlinien zu den Disclosure of Tax Avoidance Schemes 
umfassen nach seinem letzten Update vom 20. April 2018 be-
reits 187 Seiten.  ●

INGMAR SCHULZ

Leiter des Referats für Körperschaft-, Gewerbe- sowie Umwand­

lungssteuer, Gemeinnützigkeit und internationales Steuerrecht im 

Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein. Den voranste­

henden Artikel hat er nicht in dienstlicher Eigenschaft verfasst.



DATEV magazin 12

Titelthema Mitteilungspflicht für Steuergestaltungen

Noch mehr Pflichten
Änderungen in der Abgabenordnung | Bei Umsetzung der DAC6-Richtlinie in nationales 
Gesetz werden eine Reihe neuer Tatbestandsmerkmale eingeführt. Die steuerlichen Berater 

sollten sich damit vertraut machen, um nicht ungewollt gegen bestehende 
Mitteilungspflichten zu verstoßen.

Autoren: Dr. Rainer Stadler und Dr. Elmar Bindl
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Die Bundesregierung hat am 9. Oktober 2019 den 
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer 

Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuer-
gestaltungen (RegE) veröffentlicht. Mit dem geplanten 
Gesetz soll die Richtlinie zur sechsten Änderung der 
EU-Amtshilferichtlinie (DAC6) umgesetzt werden. 
Nach der im RegE enthaltenen Begründung sollen mit 
dem geplanten Gesetz grenzüberschreitende Steuer-

vermeidungspraktiken und Gewinnverlagerungen zeit-
nah identifiziert und verringert werden, um eine Erosi-

on des Steuersubstrats zu verhindern. Zu diesem Zweck 
wird der Begriff der mitteilungspflichtigen grenzüber-

schreitenden Steuergestaltung gesetzlich definiert. Die so-
genannten Intermediäre und subsidiär auch die sogenann-
ten Nutzer müssen dann diese grenzüberschreitenden 
Steuergestaltungen dem Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) mitteilen. Wenn die Intermediäre und subsidiär die 
Nutzer dieser Mitteilungspflicht nicht 
Folge leisten, drohen ihnen empfindliche 
Strafen. Nach der Mitteilung an das BZSt 
werden die so gewonnenen Daten im 
Wege des grenzüberschreitenden Infor-
mationsaustauschs mit den anderen Mit-
gliedstaaten geteilt.

Rückwirkung

Die neuen Regelungen sollen zwar erst 
ab dem 1. Juli 2020 anwendbar sein, je-
doch sind bereits solche Gestaltungen zu 
erfassen und ab dem 1. Juli 2020 zu melden, bei denen der 
erste Schritt zwischen dem 25. Juni 2018 und dem 1. Juli 
2020 umgesetzt wird. Insbesondere vor diesem Hinter-
grund sind die Steuerpflichtigen und die Beraterschaft 
aufgerufen, sich zügig mit der vorliegenden Thematik 
sorgfältig auseinanderzusetzen. Denn Intermediäre mit In-
landsbezug sind verpflichtet, dem BZSt grenzüberschrei-
tende Steuergestaltungen mitzuteilen. Die Meldepflicht 
kann jedoch auch teilweise oder vollständig auf den Nut-
zer der grenzüberschreitenden Gestaltung übergehen.

Grenzüberschreitende Gestaltung

Eine grenzüberschreitende Steuergestaltung, die von In-
termediären oder Nutzern mit Inlandsbezug dem BZSt mit-
geteilt werden muss, ist gemäß § 138d Abs. 2 AO-E (Ent-
wurf) jede Gestaltung, die eine oder mehrere Steuern zum 
Gegenstand hat, auf die das EU-Amtshilfegesetz (EUAHiG) 
anzuwenden ist, und die zumindest einen Mitgliedstaat be-
trifft, wobei mindestens eine von mehreren weiteren Be-
dingungen erfüllt sein muss, und die schließlich ein Main- 
Benefit-Test-Kennzeichen und den Main-Benefit-Test oder 
ein Stand-alone-Kennzeichen erfüllt. 

EU-Nexus

Außerdem muss für die potenzielle grenzüberschreitende 
Steuergestaltung der sogenannte EU-Nexus gegeben sein. 
Das setzt zunächst voraus, dass die Steuergestaltung zu-
mindest einen Mitgliedstaat betrifft. Erfasst werden somit 
Konstellationen unter Beteiligung von mindestens zwei Mit-
gliedstaaten oder eines Mitgliedstaats und eines Drittstaats. 
Das bedeutet, dass nicht alle an der Gestaltung Beteiligten 
im selben Steuerhoheitsgebiet ansässig sein dürfen, sodass 
rein nationale Gestaltungen von dieser Neuregelung nicht 
erfasst werden.

Intermediär

Intermediär ist gemäß § 138d Abs. 1 AO-E derjenige, der 
eine grenzüberschreitende Steuergestaltung für Dritte kon-

zipiert, organisiert oder zur Nutzung be-
reitstellt oder ihre Umsetzung durch Drit-
te verwaltet. Aus § 138f Abs. 7 AO-E er-
gibt sich die bereits benannte Beschrän-
kung auf Intermediäre mit Inlandsbezug. 
Nach dieser Vorschrift ist ein Intermediär 
nur dann zur Mitteilung verpflichtet, 
wenn er im Inland steuerlich ansässig ist 
oder einen anderen Inlandsbezug nach 
Maßgabe des § 138f Abs. 7 AO-E auf-
weist. Gemäß § 138f Abs. 2 AO-E ist die 
Mitteilung innerhalb von 30 Tagen nach 
Ablauf des Tags zu übermitteln, an dem 

das erste der nachfolgenden Ereignisse eintritt:
•  �Die grenzüberschreitende Steuergestaltung wird zur Um-

setzung bereitgestellt
•  �Der Nutzer der grenzüberschreitenden Steuergestaltung 

ist zu deren Umsetzung bereit
•  �Mindestens ein Nutzer der grenzüberschreitenden Steu-

ergestaltung hat den ersten Schritt der Umsetzung dieser 
Steuergestaltung gemacht

Nach Eingang des Datensatzes erhält der Intermediär eine 
Registriernummer für die Gestaltung und eine Offenle-
gungsnummer für die eingegangene Mitteilung. Der im 
Rahmen der Mitteilung einzureichende Datensatz enthält 
eine Reihe von abstrakten Angaben, wie zum Beispiel zur 
Ausgestaltung und dem wirtschaftlichen Wert der grenz-
überschreitenden Steuergestaltung, jedoch auch personen-
bezogene Daten, insbesondere zum Nutzer. 

Verschwiegenheitspflicht

Intermediäre, die einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwie-
genheit unterliegen, wie etwa Steuerberater, Rechtsanwälte 
und Wirtschaftsprüfer, müssen auf jeden Fall die abstrakten 

Die Meldepflicht 
kann jedoch teil­

weise oder vollstän­
dig auf den Nutzer 

der grenzüber­
schreitenden Gestal­

tung übergehen.
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Angaben vornehmen. Nutzerbezogene Angaben dürfen sie 
nur machen, wenn der Nutzer sie von der gesetzlichen Ver-
schwiegenheitspflicht entbunden hat. Falls dies nicht der Fall 
ist, wird der Intermediär von der Pflicht zur Mitteilung der 
nutzerbezogenen Daten nur dann befreit – mit der Folge, 
dass diese Pflicht auf den Nutzer übergeht, wenn der Inter-
mediär gemäß § 138f Abs. 6 AO-E folgende Voraussetzungen 
erfüllt:
•  �Der Intermediär hat den Nutzer über die Mitteilungs-

pflicht, die Möglichkeit der Entbindung von der Verschwie-
genheitspflicht und den andernfalls erfolgenden teilweisen 
Übergang der Mitteilungspflicht auf den Nutzer informiert

•  �Er hat dem Nutzer bestimmte Angaben sowie die Regist-
rier- und Offenlegungsnummer zur Verfügung gestellt

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang noch auf die Re-
gelung in § 102 Abs. 4 Satz 3 AO-E, wonach Berufsgeheim-
nisträger abstrakte Angaben auch dann machen müssen, 
wenn sich aus diesen die betroffenen Nutzer identifizieren 
lassen sollten.

Nutzer

Nutzer einer grenzüberschreitenden Gestaltung ist nach 
Maßgabe des § 138d Abs. 5 AO-E der Steuerpflichtige. Der 
Nutzer ist grundsätzlich nicht zur Mitteilung verpflichtet. 
Eine Mitteilungspflicht besteht nur dann, wenn er seinen Be-
rater nicht von der Verpflichtung zur Berufsverschwiegenheit 
entbunden hat und von diesem entsprechend aufgeklärt wor-
den ist oder bei Fehlen eines meldepflichtigen Intermediärs, 
was insbesondere bei sogenannten Inhouse-Gestaltungen 
der Fall sein kann. Im ersten Fall hat der Nutzer die perso-
nenbezogenen Angaben mitzuteilen (§ 138f Abs. 3 Nr. 2, 3 
und 10 AO-E) und im zweiten Fall sowohl die abstrakten als 
auch die personenbezogenen Angaben (§ 138d Abs. 6 AO-E). 

Konsequenzen bei 
Nichtbefolgung

Kommt der Intermediär oder der Nut-
zer seiner Meldepflicht nicht oder nicht 
fristgerecht nach, kann dies gemäß § 379 
Abs. 2 Nr. 1e bis 1g AO-E in Verbindung 
mit § 379 Abs. 7 AO jeweils mit einer Geld-
buße bis zu 25.000 Euro pro Verstoß geahn-
det werden. Dies gilt jedoch nur für melde-
pflichtige Gestaltungen, die ab dem 1. Juli 2020 
umgesetzt werden.

Fazit

Die aufgrund der DAC6 einzuführenden Mitteilungs-
pflichten bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen ver-

ursachen für Wirtschaft und Finanzverwaltung einen immen-
sen einmaligen und laufenden Erfüllungsaufwand mit zwei-
felhaften Erfolgsaussichten. So geht der RegE davon aus, 
dass jährlich Meldungen im fünfstelligen Bereich eingehen 
werden. Es darf bezweifelt werden, dass die Finanzverwal-
tung sachlich und personell in der Lage sein wird, aus dieser 
Mitteilungsflut zeitnah schädliche Steuerpraktiken zu identi-
fizieren und dagegen vorzugehen.
Die steuerlichen Berater, aber auch die Steuerabteilungen 
von Inhouse-Gestaltungen, sind aufgrund der faktischen 
Rückwirkung der Neuregelungen aufgerufen, entsprechende 
Gestaltungen ab dem 25. Juni 2018 zu erfassen. Darüber hin-
aus muss darauf geachtet werden, dass bisher verwendete 
Verschwiegenheitsklauseln in den Mandatsbedingungen ent-
sprechend angepasst werden.  ●

DR. RAINER STADLER

Rechtsanwalt und Partner bei Linklaters LLP  

am Standort in München

DR. ELMAR BINDL

Steuerberater und Associated Partner bei Noerr LLP  

am Standort in München
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Probleme lösen
Auswirkungen auf die Finanzindustrie | Eine spezielle Branche 

steht mit Blick auf die DAC6-Richtlinie vor besonderen 
Herausforderungen, sofern der Gesetzgeber nicht für ein 

ausreichendes Maß an Anwendungssicherheit sorgt. 
Autor: Franz Schober

Am 9. Oktober 2019 hat die Bundesregierung den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Einführung einer Pflicht zur 

Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen (im 
Weiteren: Entwurf) beschlossen. Hiermit soll die Änderung 
der EU-Richtlinie 2011/16/EU vom 25. Mai 2018 (im Weite-
ren: DAC6) in nationales Recht umgesetzt werden. Mit Um-
setzung der Richtlinie sollen nach dem Willen des Gesetzge-
bers grenzüberschreitende Steuergestaltungen effizienter 
identifiziert und verhindert werden. Die Richtlinie soll der 
Aushöhlung des Steuersubstrats der Mitgliedstaaten entge-
genwirken und zur Stärkung des Binnenmarkts beitragen. 
Durch einen grenzüberschreitenden Informationsaustausch 
sollen die Mitgliedstaaten in die Lage versetzt werden, zeit-
nah auf Steuergestaltungen zu reagieren. Letztlich aber sol-

len Steuergestaltungen schlicht ver-
hindert werden. Aufgrund der Komplexität 
der Regelungen und in Ermangelung entsprechender Ausle-
gungshinweise birgt die praktische Umsetzung der Richtli-
nie für Intermediäre, Steuerpflichtige, aber auch die Finanz-
verwaltung erhebliche Herausforderungen. 

Tatbestandsmerkmale

Beim Intermediär handelt es sich um den primär zur Mel-
dung Verpflichteten. Er hat dem Bundeszentralamt für Steu-
ern nach amtlichem Muster Informationen über die Gestal-
tung sowie Steuerpflichtigen und weitere Intermediäre mit-
zuteilen. Eine meldepflichtige Gestaltung soll dann vorlie-



DATEV magazin 16

Titelthema Mitteilungspflicht für Steuergestaltungen

gen, wenn bestimmte Kennzeichen (sogenannte Hallmarks) 
erfüllt sind. Bei bestimmten Kennzeichen muss zudem der 
Main-Benefit-Test (Hauptvorteil, einer der Hauptvorteile ist 
die Erlangung eines Steuervorteils) erfüllt sein, damit es sich 
um eine meldepflichtige Gestaltung handelt. 

Auswirkungen der Richtlinie
Für den Steuerpflichtigen oder auch Nutzer ergeben sich un-
ter Umständen erhebliche Auswirkungen auf seine Steuer-
planung beziehungsweise die Angaben in seiner Steuererklä-
rung (§ 138k  Abgabenordung – AO). Die DAC6 kann Auswir-
kungen auf die jeweiligen Investitionsvorhaben eines Steuer-
pflichtigen haben und diese erheblich beeinflussen. Die 
Finanzverwaltung ist dadurch betroffen, dass sie die übermit-
telten Information in der gegebenen Zeit sammeln und verar-
beiten muss. Hierdurch soll konkreter Nutzen aus den Infor
mationen für die Finanzverwaltung, etwa im Rahmen anste-
hender Veranlagungen, gezogen werden. 
Die Richtlinie hat insofern veranlagungs-
unterstützende Wirkung. Obwohl bisher 
ein offizieller Entwurf des Gesetzestexts 
ausstand, entfaltet die DAC6 bereits seit 
dem 25. Juni 2018 ihre Wirkung. Das führt 
dazu, dass bereits seit über einem Jahr In-
formationen zu Sachverhalten vorzuhalten 
sind, die in den zeitlichen und sachlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie fallen. 
Intermediäre und Steuerpflichtige waren 
daher angehalten – ohne Kenntnis konkreter nationaler Um-
setzungsregeln – innerhalb der Unternehmen zu informieren, 
Betroffenheitsanalysen durchzuführen sowie Umsetzungs-
projekte zu starten. Ein besonderes Maß an Betroffenheit 
konnte dabei insbesondere in der Finanzindustrie festgestellt 
werden. Im Zuge der Projekte waren dabei Risiko- und Ma-
nagementgremien zu informieren. Zusätzlich erfolgte eine 
gezielte Ansprache einzelner Geschäftsbereiche, um die abs-
trakte Betroffenheit zu eruieren. 

Praktische Herausforderungen 

Der Entwurf orientiert sich, wie auch schon das Arbeitspa-
pier aus dem Januar, am Wortlaut der Richtlinie. Das hat zur 
Folge, dass eine Vielzahl prägender Begriffe wie Steuerge-
staltung, Steuervorteil, gesetzlich vorgesehener Steuervor-
teil, Intermediär wie auch die Ausprägung der einzelnen 
Kennzeichen mit Auslegungsschwierigkeiten verbunden 
sind. In der Praxis führt dies zu einer erheblichen Unsicher-
heit hinsichtlich der täglichen Anwendung. Gerade die Ab-
grenzung zwischen der Ausübung von Wahlrechten und ei-
nem damit einhergehenden, gesetzlich vorgesehenen Steu-
ervorteil sowie einer Steuergestaltung im Sinne der Richtli-
nie ist in der Praxis nur schwer zu greifen. Das Bestreben 
des Gesetzgebers, den Anwendern Hilfestellungen in Form 

einer Gesetzesbegründung an die Hand zu geben, ist grund-
sätzlich erkennbar. Gleichwohl aber bleibt auch die Geset-
zesbegründung vage und scheint in sich nicht vollumfäng-
lich konsistent. Als Anwendungshilfe ist die Gesetzesbe-
gründung in der Praxis daher wenig hilfreich. Insbesondere 
zum Begriff des gesetzlich vorgesehenen Vorteils bleiben 
zahlreiche Fragen offen. Aus Praxissicht wäre eine Liste be-
reits bekannter Steuergestaltungen wünschenswert. 

Offene Fragen

Nach den ersten Erfahrungen steht häufig die Frage im Mit-
telpunkt, ob der jeweilige Unternehmensbereich überhaupt 
die Stellung eines Intermediärs einnimmt. Es ist zu untersu-
chen, ob überhaupt ein gewisser Grad der Einwirkung auf 
eine potenziell meldepflichtige Gestaltung vorliegen kann 
oder ob in diesem Geschäftsbereich typischerweise solche 

Detailinformationen nicht vorliegen wer-
den. Es stellt sich mithin die – mit Abgren-
zungsschwierigkeiten verbundene – Fra-
ge, ob die Vermarktung, Konzeption für 
Dritte, Organisation, Nutzungsbereitstel-
lung oder Verwaltung der Umsetzung 
durch Dritte einer Gestaltung vorliegen 
(§ 138d Abs. 1 AO). Vor dem Hintergrund, 
dass eine Prüfung der einzelnen Hall-
marks im Massengeschäft insbesondere 
aufgrund der vielen offenen Auslegungs-

fragen wenig erfolgversprechend und zudem als zeitlich 
sehr aufwendig erscheint, kann versucht werden, die Melde-
pflicht bereits über den Begriff des Intermediärs – zumindest 
für bestimmte Teilbereiche des Unternehmens – zu vernei-
nen. In diesem Zusammenhang ist positiv hervorzuheben, 
dass der deutsche Gesetzgeber im Gegensatz zum Richtlini-
engeber auf den sogenannten erweiterten Intermediärsbe-
griff verzichtet. 

Standardisierte Verträge

Ein für die Finanzindustrie besonders schwer verdauliches 
Kennzeichen besteht darin, dass standardisierte Dokumen-
tationen beziehungsweise standardisierte Strukturen inklu-
sive eines Main-Benefit-Tests zur Auslösung der Melde-
pflicht führen (§§ 138e Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit 138d 
Abs. 2 Nr. 3a) AO). Die Finanzindustrie behilft sich in vieler-
lei Hinsicht mit Standard- und Rahmenverträgen. Diese ver-
folgen nicht das Ziel einer steuerlichen Optimierung, son-
dern sollen das Funktionieren der Finanzmärkte gewährleis-
ten. Eine Geschäftswelt, die auf immer mehr automatisierten 
Prozessen aufbaut, ist ohne Standardrahmenwerke kaum 
denkbar. Für die Praxis wäre es daher wünschenswert, wenn 
zumindest über ein Anwendungsschreiben des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen (BMF) klargestellt wird, dass die 

Insbesondere zum 
Begriff des gesetz-
lich vorgesehenen 

Vorteils bleiben 
zahlreiche Fragen 
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gängigen Rahmenverträge für Kredite, Derivatekontrakte, 
Wertpapierleihgeschäfte, Fonds- und Zertifikatsemissionen 
nicht in den Anwendungsbereich der Hallmarks für standar-
disierte Verträge fallen. Ohne eine entsprechende Klarstel-
lung steht für alle beteiligten Parteien (Intermediäre, Nutzer 
und Finanzverwaltung) zu befürchten, dass es zu einer Viel-
zahl an quasi wertlosen Meldungen kommt. Aus Sicht des 
Intermediärs ist die Meldung der einzelnen Kontrakte bezie-
hungsweise Transaktionen aufgrund der hohen Anzahl zu-
dem kaum unter vertretbarem Aufwand darstellbar. Bei ei-
ner Vielzahl an kaum nachvollziehbaren Meldungen steht 
zudem zu befürchten, dass das Verhältnis zu dem betroffe-
nen Kunden erheblichen Schaden nimmt, da sich diese kaum 
im Anwendungsbereich einer Steuermissbrauchsnorm wäh-
nen werden, wenn auf Standardverträge zurückgegriffen 
wird. 

Weitergehende Probleme

Erschwerend kommt hinzu, dass bei einer Massenemission 
von Wertpapieren wie Zertifikaten oder Investmentfonds der 
Emittent regelmäßig keine Kenntnis über die Anleger hat. 
Die Erfüllung der Meldepflicht könnte allenfalls über fremde 
Dritte wie Finanzdienstleister oder depotführende Stellen 
gewährleistet werden, die ihrerseits allerdings über die 
Steuergestaltungen zu unterrichten wären. Eine abstrakte 
Prüfpflicht durch den Emittenten, ob bestimmte ausländi-
sche Kundengruppen im Anwendungsbereich der Richtlinie 
einen meldepflichtigen steuerlichen Vorteil erlangen, ist zu-
dem kategorisch abzulehnen. Es ist zudem mit Herausforde-
rungen verbunden, dass in den Geschäftsbereichen nicht 
zwingend steuerrechtliches Know-how vorhanden ist. Zu-
dem ist in vielen Geschäftsbereichen ein hohes Maß an regu-
latorischer Sättigung festzustellen. Beide Faktoren erschwe-
ren die praktische Umsetzung. Bis zur Klärung der fachli-
chen Anwendungsfragen ist jeder Intermediär im Endeffekt 
gezwungen, auf Basis seiner eigenen Annahme eine Risiko-
einschätzung vorzunehmen und sein internes Compliance-
System an die neuen Erfordernisse der DAC6 anzupassen. 
Ein Abwarten bis zum Abschluss des Gesetzgebungsverfah-
rens beziehungsweise der Veröffentlichung eines BMF-
Schreibens ist aufgrund des knapp bemessenen Zeitfensters 
bis zur ersten Meldung – innerhalb von zwei Monaten nach 
dem 30. Juni 2020 für Gestaltungen, die zwischen 24. Juni 
2018 und 1. Juli 2020 umgesetzt wurden – kaum sinnvoll. Es 
kommt daher vielfach zur praktischen Umsetzung der Richt-
linie ohne konkrete Kenntnis der Rechtsauslegung im jewei-
ligen Mitgliedstaat.

Zusammenspiel mit anderen Mitgliedstaaten

Zum aktuellen Zeitpunkt ist festzuhalten, dass in den Mit-
gliedstaaten unterschiedliche Umsetzungsstände der Richt-

linie bestehen. Polen hatte zum Beispiel die Umsetzung be-
ziehungsweise das Inkrafttreten der Richtlinie bereits auf 
den 1. Januar 2019 vorgezogen und zusätzliche Steuerge-
staltungen im Bereich der Umsatzsteuer aufgenommen. Die 
Umsatzsteuer liegt aber grundsätzlich nicht im Anwen-
dungsbereich der Richtlinie. Unterschiedliche Auslegungen 
und Umsetzungen bergen in der Praxis zumindest großes 
Diskussionspotenzial zwischen den jeweiligen Intermediä-
ren. In der Praxis ist es üblich, dass jeweils mehrere Inter-
mediäre an einer Transaktion beteiligt sind. Es ist daher eine 
große Herausforderung, die Meldepflicht einem konkreten 
Intermediär aufzuerlegen. Weiterhin werden regelmäßig un-
terschiedliche Auffassungen vorliegen, ob es sich um eine 
meldepflichtige Gestaltung im Sinne der DAC6 handelt. Ver-
tragliche Abreden zur Koordinierung der Meldepflicht sind 
daher unerlässlich, um Verletzungen der Meldepflicht und 
finanzielle Sanktionen zu vermeiden.

Nationale Meldepflichten

Im Arbeitspapier aus dem Januar 2019 war neben den grenz-
überschreitenden Gestaltungen auch eine Meldepflicht für 
innerstaatliche Sachverhalte vorgesehen. Nachdem das von 
mehreren Seiten kritisiert wurde, findet sich im aktuellen 
Entwurf (vorerst) keine Ausdehnung auf innerstaatliche Ge-
staltungen wieder. Dies ist zu begrüßen, da bezweifelt wer-
den darf, dass die Ausdehnung auf innerstaatliche Sachver-
halte in Anbetracht der zahlreichen offenen Fragen der 
DAC6, einen Erkenntnisgewinn für die Finanzverwaltung 
und den Gesetzgeber darstellen würden. Die Anzeigepflicht 
für innerstaatliche Gestaltungen scheint jedoch keineswegs 
vollständig vom Tisch zu sein. Das lassen zumindest die Aus-
sagen von Bundesfinanzminister Scholz in einem Interview 
vom 28. September 2019 vermuten, der Staat wünsche sich 
auch hier zu wissen, was da läuft.

Fazit

Die Finanzindustrie sieht sich mit der Umsetzung der DAC6 
vor erhebliche Herausforderungen gestellt. Es zeichnet sich 
ab, dass das grundsätzliche Ziel der Richtlinie lediglich dann 
erreicht werden kann, wenn die Finanzverwaltung für ein 
ausreichendes Maß an Anwendungssicherheit sorgt. Ande-
renfalls steht zu befürchten, dass es zu einer hohen Anzahl 
an Meldungen kommt, die eher Datenmüll sein werden, 
denn einen Erkenntnisgewinn darzustellen.  ●

FRANZ SCHOBER

Syndikus-Steuerberater eines französischen Kreditinstituts in 

Frankfurt am Main und dort auf Besteuerung von Kapitalanlagen 

spezialisiert; regelmäßiger Referent zu steuerlichen Aspekten der 

Kapitalanlage; Autor von Fachbeiträgen, unter anderem zur Anzei-

gepflicht bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen
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Jetzt aktiv werden
DAC6-Compliance | Aufgrund des Umfangs, der Komplexität und um 

möglichen Geldbußen zu entgehen, sollten die Unternehmen  
einen entsprechenden Prozess aufsetzen. Nur so werden sie  

zu Beginn der Meldepflicht gewappnet sein.
Autoren: Dr. Gabriele Rautenstrauch und Dr. Johannes Günther
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Die Richtlinie 2018/822/EU zur sechsten Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des verpflichtenden au-

tomatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteu-
erung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltun-
gen (kurz: DAC6) ist am 25. Juni 2018 in Kraft getreten und 
muss vom nationalen Gesetzgeber bis 31. Dezember 2019 
umgesetzt werden. Fast acht Monate lang zirkulierte hierzu 
ein inoffizieller Referentenentwurf des Bundesministeriums 
der Finanzen (BMF) vom 30. Januar 2019. Nachdem am 
27. September 2019 der offizielle Referentenentwurf des 
BMF veröffentlicht wurde, folgte zeitnah am 9. Oktober 2019 
der vom Bundeskabinett beschlossene Regierungsentwurf. 
Er basiert im Wesentlichen auf der DAC6-Richtlinie. Eine 
Pflicht zur Anzeige von rein innerstaatlichen Steuergestal-
tungen ist im Regierungsentwurf nicht enthalten. Es bleibt 
jedoch abzuwarten, ob diese in einem separaten Gesetzge-
bungsverfahren wieder aufgegriffen wird.

Umfassende sachliche Meldepflicht

Um eine Meldepflicht auszulösen, muss eine Steuergestal-
tung verschiedene Kriterien erfüllen. Zunächst muss eine 
grenzüberschreitende Steuergestaltung im Sinne des § 138d 
Abs. 2 Abgabenordnung-Entwurf (AO-E) vorliegen. Nach der 
Gesetzesbegründung im Regierungsentwurf ist eine Steuer-
gestaltung ein Schaffensprozess, bei dem durch den Nutzer 
oder für den Nutzer eine bestimmte Struktur/Situation bezie-
hungsweise ein bestimmter Prozess aktiv herbeigeführt oder 
verändert wird und die Struktur/Situation beziehungsweise 
der Prozess dadurch eine steuerrechtliche Bedeutung be-
kommt, die ansonsten nicht eintreten würde. Werden ledig-
lich gesetzliche Fristen oder Zeiträume abgewartet, etwa die 
Spekulationsfrist nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 Einkommen-
steuergesetz (EStG), liegt ausweislich der Gesetzesbegrün-
dung keine Steuergestaltung vor. Eine weitere Vorausset-
zung ist, dass eine vom EU-Amtshilfegesetz umfasste Steuer-
art betroffen ist (vgl. § 138d Abs. 2 Nr. 1 AO-E). Dies sind na-
hezu alle von den EU-Mitgliedstaaten erhobenen Steuern. 
Die Umsatzsteuer, Zölle und bestimmte Verbrauchsteuern 
sind jedoch ausgenommen. Weiterhin muss die Steuergestal-
tung grenzüberschreitend sein. Hierfür ist grundsätzlich Vor-
aussetzung, dass die Beteiligten in verschiedenen Steuerju-
risdiktionen ansässig sind. Erweiternd wird dann auf eine 
Doppelansässigkeit, Betriebsstätten und abschließend auf 
eine bloße grenzüberschreitende Tätigkeit abgestellt. Ab-
schließend ist es erforderlich, dass durch die Steuergestal-
tung mindestens eines der Kennzeichen – sogenannte Hall-
marks – erfüllt wird. Es wird zwischen den folgenden Kenn-
zeichen unterschieden:
•  �Kennzeichen, die zusätzlich den Main-Benefit-Test voraus-

setzen
•  �Kennzeichen, die bereits für sich allein eine Meldepflicht 

begründen
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Main-Benefit-Test

Der Main-Benefit-Test ist erfüllt, wenn durch die Steuerge-
staltung ein Steuervorteil erzielt wird und dieser der Haupt-
vorteil oder einer der Hauptvorteile der Gestaltung ist. Der 
steuerliche Vorteil kann auch außerhalb Deutschlands ent-
stehen. Insbesondere, wenn auf das Nichtvorliegen des 
Main-Benefit-Tests abgestellt wird, sollte eine entsprechen-
de Begründung beziehungsweise Dokumentation vorliegen, 
um auf mögliche Rückfragen der Finanzverwaltung vorbe-
reitet zu sein.

Hallmarks

Damit bleibt festzuhalten, dass sowohl die DAC6-Richtlinie 
als auch die nationale Umsetzung bezüglich der Beurtei-
lung, welche Sachverhalte meldepflichtig 
sind, weit über das hinausgehen, was ge-
läufig als Steuergestaltung verstanden 
wird. Die einzelnen Kennzeichen sind so 
umfassend, dass auch Geschäftsvorfälle 
unter die Meldepflicht fallen können, die 
nur eingeschränkt als Steuergestaltung 
empfunden werden. Beispiele sind stan-
dardisierte Darlehens- oder Lizenzverträ-
ge innerhalb eines Konzerns oder die Ein-
lage von Forderungen in eine Tochterge-
sellschaft. Zahlungen in Präferenzregime 
– selbst wenn diese OECD-konform sind – fallen ebenso un-
ter die Hallmarks wie Zahlungen, die beim Empfänger steu-
erbefreit sind, sei es aufgrund von Doppelbesteuerungsab-
kommen (DBA), EU-Richtlinien oder allein aufgrund der 
Verrechnung mit Verlustvorträgen. Offen ist, wie in der Pra-
xis solche Transaktionen umfassend ermittelt werden kön-
nen, ganz abgesehen davon, welchen Informationsgehalt 
diese Meldungen für die Finanzverwaltung haben. 

Auswirkungen auf Unternehmen

Zunächst liegt die primäre Anzeigepflicht beim Intermediär, 
also bei demjenigen, der eine grenzüberschreitende Steuer-
gestaltung konzipiert, vermarktet, organisiert oder zur Nut-
zung bereitstellt oder die Umsetzung verwaltet. Eine Be-
schränkung auf bestimmte Berufsgruppen ist nicht vorgese-
hen. Offen ist, ob die Konzernsteuerabteilung als Intermedi-
är einzuordnen ist, wenn diese Steuergestaltungen für ein 
anderes Konzernunternehmen konzipiert werden oder die-
ses auch bei der Umsetzung unterstützt. Nach der Gesetzes-
begründung sollte unseres Erachtens die Definition des In-
termediärs die Konzernsteuerabteilung nicht umfassen; eine 
klare Aussage hierzu findet sich aber – soweit ersichtlich – 
weder im Gesetzestext noch in der Gesetzesbegründung. Ist 
ein Intermediär – also möglicherweise auch die Konzern-

steuerabteilung – an der Gestaltung beteiligt, hat dieser na-
hezu alle Informationen zur grenzüberschreitenden Gestal-
tung – allerdings auf anonymer Basis – an das Bundeszent-
ralamt für Steuern (BZSt) zu melden. Der Umfang der zu 
meldenden Informationen wurde dabei sehr weit gefasst und 
umfasst neben einer Beschreibung der Gestaltung und den 
betroffenen Hallmarks auch die im Ausland betroffenen steu-
erlichen Regelungen sowie den Wert der Gestaltung.

Registrier- und Offenlegungsnummer

Nach der Meldung erhält der Intermediär vom BZSt neben 
der Registriernummer (ArrangementID), die zur Identifikati-
on einer spezifischen Gestaltung dienen soll, zusätzlich noch 
eine Offenlegungsnummer ("DisclosureID"). Letztere soll er-
möglichen, die Meldung des Intermediärs und die Meldung 

des Nutzers zusammenzuführen. Der Nut-
zer – also das individuelle Unternehmen – 
ist bezüglich der zusätzlichen persönli-
chen Angaben (Angaben zum Nutzer, Be-
teiligte der Gestaltung oder von der Ge-
stal tung betroffene Personen) zur 
Meldung verpflichtet, sobald ihm vom In-
termediär die Registriernummer und die 
Offenlegungsnummer. beziehungsweise 
bei Verwirklichung der Steuergestaltung 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat das 
entsprechende Pendant mitgeteilt wurde. 

Die Angaben müssen in der Steuererklärung des Nutzers, in 
der sich der steuerliche Vorteil der Steuergestaltung aus-
wirkt, enthalten sein. Ohne Einbeziehung eines Intermediärs 
ist weiterhin der Nutzer zur Meldung verpflichtet. Ist der In-
termediär durch den Nutzer von der Verschwiegenheits-
pflicht – sofern diese besteht – entbunden worden, ist der In-
termediär zu einer vollumfänglichen Meldung verpflichtet. 
Zu den technischen Voraussetzungen der Übermittlung von 
Anzeigen wird das BZSt eine separate Anhörung der Ver-
bände durchführen. Darin werden Fragen hinsichtlich der 
Dateiformate, Datenschnittstellen und ähnliche Fragen ge-
klärt.

Enger zeitlicher Rahmen für die Meldung

Meldepflichtige Gestaltungen, deren erster Schritt nach dem 
30. Juni 2020 umgesetzt wurde, sind innerhalb einer 30-Ta-
ge-Frist zu melden. Für meldepflichtige Gestaltungen, deren 
erster Schritt im Rückwirkungszeitraum – also nach dem 
24. Juni 2018 bis einschließlich 30. Juni 2020 – verwirklicht 
wurde, hat die Meldung bis zum 31. August 2020 zu erfolgen.

Sanktionen bei Verstößen

Verstöße gegen die Meldepflicht – also ein Unterlassen der 

Die Meldepflicht 
geht weit über das 
hinaus, was unter 
aggressiver Steuer-
gestaltung verstan-

den wird.
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Meldung, die nicht rechtzeitige Meldung, eine unvollständi-
ge Meldung beziehungsweise die fehlende Angabe von Re-
gistrierungs- und Offenlegungsnummer in der Steuererklä-
rung – werden grundsätzlich als Ordnungswidrigkeit nach 
§ 379 AO mit einer Geldbuße von bis zu 25.000 Euro geahn-
det. Die Geldbuße gilt für jeden einzelnen Verstoß. Bei einer 
Vielzahl an meldepflichtigen Sachverhalten können daher 
beträchtliche Summen entstehen, wenn die Voraussetzun-
gen – sachlicher und persönlicher Art – nicht präzise und 
umfassend geprüft werden. Verstöße bei Gestaltungen im 
Rückwirkungszeitraum sind nicht mit Sanktionen belegt.

Aktueller Stand in Europa

Bis jetzt haben Litauen, Österreich, Polen, die Slowakei, 
Slowenien und Ungarn die DAC6-Richtlinie in nationales 
Gesetz implementiert. Für weitere EU-Länder liegt jeweils 
ein Gesetzentwurf vor. In einigen Ländern wurde der An-
wendungsbereich in der nationalen Gesetzgebung im Ver-
gleich zur EU-Richtlinie stark erweitert. So unterliegen etwa 
in Polen und Schweden auch rein nationale Steuergestal-
tungen der Anzeigepflicht. Polen und Portugal beziehen 
weitere Steuerarten, wie zum Beispiel die Umsatzsteuer 
und Verbrauchsteuern, in die Anzeigepflicht mit ein. Auch 
die Höhe der Sanktionen variiert je nach Mitgliedstaat und 
kann wie etwa in Polen bis zu etwa fünf Millionen Euro be-
tragen.

Wie können sich Unternehmen vorbereiten?

Um den Anforderungen durch DAC6 gerecht zu werden, 
sollten die Unternehmen ein umfassendes Compliance-Pro-
jekt anstoßen. In Abhängigkeit der vorhandenen personel-
len Ressourcen und der Expertise kann das DAC6-Compli-
ance-Projekt intern oder mithilfe eines externen Beraters 
durchgeführt werden. Es sollte die drei Schritte 
1)	 Betroffenheitsanalyse,
2)	 Entwicklung eines DAC6-Prozesses und 
3)	 Implementierung dieses Prozesses

beinhalten. In den Schritten zwei und drei empfiehlt es sich, 
auf der Basis der Ergebnisse der Betroffenheitsanalyse eine 
Entscheidung darüber zu treffen, ob der Prozess durch ein 
entsprechend angepasstes IT-Tool unterstützt werden soll. 
Zu Beginn werden in einer Betroffenheitsanalyse die rele-
vanten Transaktionen und Geschäftsvorfälle mit den jeweils 
zutreffenden Kennzeichen (Hallmarks) in den Konzernun-
ternehmen identifiziert. Die Basis kann eine Erstindikation, 
etwa auf der Grundlage der Verrechnungspreisdokumenta-
tion oder von Vorstandsvorlagen sein. Dabei bietet sich eine 
Zweiteilung des Vorgehens an. In Ländern beziehungsweise 
Unternehmen mit einem niedrigeren DAC6-Risikoprofil kön-
nen Fragebögen zur Anwendung kommen. Sind die Unter-

nehmen hingegen stark betroffen oder befinden sich die 
Unternehmen in Ländern mit hohen Sanktionen respektive 
mit komplexen Kennzeichen, empfiehlt sich die Durchfüh-
rung von Workshops. In der Phase der Prozessentwicklung 
sollte ein maßgeschneiderter DAC6-Prozess entwickelt wer-
den, welcher hinsichtlich der im Rahmen der Betroffen-
heitsanalyse identifizierten Transaktionen, der Anzahl der 
vorzunehmenden Meldungen, der betroffenen Abteilungen 
sowie der Anzahl der betroffenen Konzernunternehmen für 
das Unternehmen maßgeschneidert ist. Wenn der Prozess 
implementiert ist, stellt er sicher, dass ein relevantes Ereig-
nis eine DAC6-Analyse im Unternehmen auslöst. Mit einer 
für das Unternehmen passenden IT-Lösung kann der DAC6-
Compliance-Prozess effizient unterstützt werden. In Abhän-
gigkeit der Konzerngröße sowie des Umfangs der Betroffen-
heit empfiehlt es sich dabei, differenzierte Tools einzuset-
zen. Sind nur wenige Unternehmenseinheiten – beispiels-
weise weniger als 25 – von der Anzeigepflicht betroffen und 
sind die DAC6-Sachverhalte eher einfacher zu beurteilen, 
kann ein Excel-Tool mit integriertem Fragebogen sowie 
eine jeweils individuelle Meldung an das BZSt die passende 
Lösung sein. Betrifft die Anzeigepflicht jedoch eine Vielzahl 
von Unternehmen mit komplexen DAC6-Sachverhalten, ist 
ein umfassendes IT-Tool anzuraten. Weitere Anforderun-
gen, die an das Tool gestellt werden sollten, betreffen einfa-
che unternehmensspezifische Anpassungen, die Unterstüt-
zung des Bearbeiters durch Hilfstexte oder die Möglichkeit 
der direkten Meldung an das BZSt. Möchte sich das Unter-
nehmen nicht mit der Meldepflicht befassen, bietet es sich 
zudem an, Möglichkeiten zu suchen, um den gesamten 
DAC6-Compliance-Prozess an einen externen Berater aus-
zulagern. Der Berater sollte dann alle notwendigen Schritte 
von der Analyse bis hin zur Meldung vornehmen. Die Imple-
mentierung eines DAC6-Compliance-Prozesses muss jetzt 
zügig angegangen werden.

Fazit

Mit der grenzüberschreitenden Meldepflicht werden an die 
Unternehmen umfassende zusätzliche Compliance-Anfor-
derungen gestellt, da sowohl Standardsachverhalte, wie 
zum Beispiel einheitliche Darlehensverträge, als auch kom-
plexe und auslegungsbedürftige Sachverhalte zu einer Mel-
depflicht führen können. Die umfassende Prüfung, ob mel-
depflichtige Sachverhalte im Unternehmen vorliegen, kann 
daher zu einer Ressourcenfrage werden und sollte durch ei-
nen möglichst IT-gestützten Prozess begleitet werden.  ●

DR. GABRIELE RAUTENSTRAUCH

WTS München

DR. JOHANNES GÜNTHER

WTS München
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DATEV für alle!
Steuer- und Finanz-App | Die neue Lösung für Privatpersonen, die bislang noch keinen Steuerberater 

haben, steht in den Startlöchern. Mit KLARTAX können noch nicht beratene natürliche Personen im 
Januar 2020 per App oder Web-Anwendung für einfache Fälle die Steuererklärung erstellen. Die 

Anwendung verschafft ihren Nutzern darüber hinaus einen Überblick über die Finanzen. Als Teil der 
Plattformstrategie von DATEV entwickelt, bietet sie zudem Vorteile und Chancen für die Mitglieder.

Autor: Markus Riedl

Neuland zu betreten ist nicht immer einfach, aber stets auf-
regend – und bietet neue Möglichkeiten und Perspektiven. 

Mit der neuen Marke KLARTAX und der gleichnamigen Steuer-
anwendung für nicht beratene Privatpersonen will DATEV ange-
sichts der Anforderungen der Digitalisierung genau diese Mög-
lichkeiten und Perspektiven auch für die Mitglieder schaffen. 
Dabei spielen der Genossenschaftsgedanke und die über 
50-jährige Erfahrung der DATEV eine zentrale Rolle. Die genos-
senschaftliche Plattformstrategie von DATEV wird auf diese 
Weise konkret in Produkte umgesetzt. Den 
Kerngedanken formuliert DATEV-CEO 
Dr.  Robert Mayr: „Wir erschließen mit 
KLARTAX im Zusammenspiel mit weiteren 
Lösungen ein zusätzliches Potenzial an 
Mandanten für unsere Mitglieder.“
Unter dem Dach der neuen Marke mit dem 
blauen K als Blickfang dient KLARTAX so-
wohl als Finanz-App, in der die Konten der 
Nutzer eingebunden und schon unterjährig steuerrelevante 
Umsätze vorgemerkt werden, als auch als Anwendung zur Steu-
ererklärung, über die unkomplizierte Fälle von natürlichen Per-
sonen schnell und einfach deklariert werden können. Der Preis 
beträgt 19,99 Euro, die bei Absendung der Erklärung an das Fi-
nanzamt fällig werden. Anhand von Fragen werden die Nutzer 
im Interviewstil durch die Anwendung geleitet. Insbesondere 
Berufsanfänger in abhängiger Beschäftigung ohne spezielle 
Nebeneinkünfte oder Sonderausgaben zählen zum Vermark-
tungsstart zur Zielgruppe.

Markteinführung als Early Access

Die Markteinführung erfolgt in Form eines sogenannten Early 
Access mit einem Produkt, das zur Markteinführung sicher-
stellt, dass Daten für den Veranlagungszeitraum 2019 gesam-
melt und eingeordnet werden können. Rechtzeitig werden die 
Funktionalitäten zur Fertigstellung der Einkommensteuererklä-
rung folgen. Die Strategie dahinter: die Nutzer werden schon in 
einem frühen, aber lauffähigen Stadium der Anwendung nicht 
nur mit einbezogen, sondern sollen vielmehr aktiv Vorschläge 

zur Weiterentwicklung und Verbesserung machen, getreu dem 
Motto: "Mach die App zu deiner App". So kann DATEV gezielt 
auf die Bedürfnisse des neuen Marktes und der Zielgruppe ein-
gehen. Der Einbezug der Nutzer geht dabei über reines Feed-
back hinaus, sondern ist vielmehr integraler Bestandteil der An-
wendungs-Entwicklung und damit ein Zeichen für die zeitge-
mäße Art, wie bei DATEV Software entwickelt wird. Der Gedan-
ke einer Community der Nutzer, die gemeinsam an einer 
Innovation arbeiten, baut zudem direkt auf den Genossen-

schaftsgedanken auf und steht somit für die 
mehr als 50-jährige Unternehmenstradition 
von DATEV. 
Die Anwendung, die es als iOS- und Andro-
id-App für Smartphones sowie als Web-An-
wendung gibt, ist indes nicht nur für die ins-
gesamt etwa 13 Millionen noch nicht berate-
nen Steuerpflichtigen, sondern auch und ge-
rade für die Mitglieder interessant. „Als ihre 

Genossenschaft initiiert DATEV wegen der sich verändernden 
Marktbedingungen mit KLARTAX eine Möglichkeit für die zu-
sätzliche Mandatsgewinnung und -sicherung unserer Mitglie-
der. Der KLARTAX-Anwender und der Steuerberater sind dabei 
stets nur wenige Klicks voneinander entfernt.“, sagt Dr. Mayr.

Alles begann mit der Satzungsänderung

Rückblick: Die Geschichte des neuen Produkts beginnt mit der 
Satzungsänderung im Jahr 2018. Die geänderten Grundlagen 
ermöglichen DATEV seither den Geschäftsbetrieb mit Nichtmit-
gliedern, wobei der Zweck der wirtschaftlichen Förderung der 
Mitglieder weiterhin zwingend im Vordergrund steht. „Da fiel 
für uns der Startschuss“, sagt Dr. Maximilian Greiner, der die 
Entwicklung von KLARTAX maßgeblich mitverantwortet. In der 
Folge wurde geplant und entwickelt, bis nun im Januar 2020 die 
erste Version der Anwendung „live“ geht.

Die Tax-Plattform – logisch aufgebaut

In seiner ersten Form, in der Phase des erwähnten Early 

KLARTAX unter-
stützt Mitglieder 
entscheidend in 
der zukünftigen 

Mandatsgewinnung.
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Access, ist die Anwendung vor allem für Berufsanfänger, also 
sehr einfache Steuerfälle, interessant (siehe Interview). Doch 
auch in diesem frühen Stadium wird schon deutlich, wie 
DATEV-Mitglieder von KLARTAX profitieren. Dr. Mayr formu-
liert es so: „Alles ist logisch aufgebaut. Im Zusammenspiel von 
KLARTAX mit unserer Plattform SmartExperts, auf der sich 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte präsen-
tieren und von potenziellen Kunden gesucht und gefunden 
werden können, entstehen neue Möglichkeiten der Mandats-
gewinnung.“ SmartExperts wird als zentraler Kontaktpunkt 
zwischen nicht beratenen Zielgruppen und DATEV-Mitglie-
dern auch auf der KLARTAX-Website (www.klartax.de) direkt 
verlinkt sein, sodass sich Privatpersonen, die sich über 
KLARTAX informieren, bei komplexeren Steuerfällen direkt an 
die Experten wenden können. Als weiterer Schritt kommt 
schließlich die digitale Zusammenarbeit beim Belegaustausch 
zwischen Berater und Mandant über die Anwendung Meine 
Steuern, die Mitte Oktober an den Start ging, hinzu. Zudem 
können im Beratungsgespräch künftig Mandanten mit einfa-
chen Fällen direkt auf KLARTAX verwiesen werden. Wenn die-
se Mandanten später komplexere Steuerfälle aufweisen, ist 
der Kontakt mit dem Berater weiterhin gewährleistet.

„Den Boden für weitere Entwicklungen bereitet“

Und KLARTAX ist noch nicht das Ende der Entwick-
lung. Ausgehend von dem Early Access werden in 
enger Zusammenarbeit mit den Nutzern ei-
nerseits kontinuierlich neue Funktionen 
für KLARTAX hinzugefügt, etwa Verfeine-
rungen bei der Nutzerfreundlichkeit oder 
eine bessere automatische Erkennung 
steuerlich relevanter Umsätze. Doch die 
neue Art der Softwareentwicklung wirkt 
sich noch umfassender aus.
„Wir haben in den vergangenen Monaten 
den Boden für künftige weitere Entwicklun-
gen bereitet“, sagt Dr. Greiner. Gemeint sind 
etwa der Ausbau der Onlinefähigkeit der Ein-
kommensteuerberechnung, Taxonomie oder 
Importmöglichkeiten in die Kanzlei-Software. 
Bei allen Entwicklungen und Fortschritten 
geht es indes nicht nur um den Bereich der 
noch nicht beratenen Privatpersonen, son-
dern auch um den Vorteil für Bestandskun-
den, die von den neuen Entwicklungen und 
Arbeitsweisen profitieren. „Wie bereits im 
Rahmen der Satzungsänderung immer ver-
sprochen: Unser Fokus bleibt auch weiter-
hin auf die Bedürfnisse unserer Mitglieder 
und deren Kanzleien ausgerichtet“, so 
Dr. Mayr. Durch die Verzahnung mit Mei-
ne Steuern wird die Zusammenarbeit zwi-

schen Mandant und Berater nach der Mandatsanbahnung über 
KLARTAX und SmartExperts gefestigt. Für Fragen zur Anwen-
dung von KLARTAX gibt es einen speziellen Anwenderservice. 
Davon bleibt der reguläre DATEV-Service unberührt.
Doch die neue Art der Softwareentwicklung wirkt sich noch um-
fassender aus. KLARTAX wird künftig, wie in der App-Entwick-
lung üblich, in enger Rückkopplung mit den Nutzern stetig wei-
terentwickelt. Doch schon jetzt kann die Lösung dazu dienen, 
mittelfristig neue, attraktive Mandate anzubahnen, die auf den 
ersten Blick vielleicht noch nicht so erscheinen. Aber auch die-
se Mandanten mit zunächst einfachen Fällen entwickeln sich 
weiter – gründen Unternehmen, erwerben Immobilien, gehen 
Geschäftsverbindungen ein. Die Macher von KLARTAX jeden-
falls freuen sich auf Resonanz und den Austausch mit den An-
wendern – oder wie es Dr. Greiner formuliert: „Es geht nun dar-
um, die Rückmeldungen und die eigenen Ideen abzugleichen. 
Das wird sehr spannend.“  ●

MARKUS RIEDL

Redaktion DATEV magazin

Muster

https://www.klartax.de
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Aus der Genossenschaft

Philipp Volk testet sowohl die App als auch die Webanwen-
dung von KLARTAX schon seit Monaten. Er arbeitet bei 
DATEV. Im Interview verrät er, wie er die Nutzung von 
KLARTAX empfunden hat und welche weiteren Funktionen 
er sich wünscht.

DATEV magazin: Sie gehören als Berufseinsteiger 
gerade im Anfangsstadium von KLARTAX zur Zielgrup-
pe. Wie kommen Sie als Tester mit der App zurecht?
PHILIPP VOLK: KLARTAX funktioniert im Prinzip wie ande-
re Apps und ist daher sofort verständlich. Nur das mit der 
Steuermerkliste war am Anfang etwas Neues, da musste ich 
erst mal den Prozess verstehen.

Sie haben als Power User von Beginn an die App getes-
tet. Wie fanden Sie den Einbezug der Kunden in der 
Testphase?
Schon vor über einem Jahr konnten wir bei einem Test Fest 
das Konzept, erste Entwürfe und Prototypen verproben und 
mit den Entwicklern diskutieren. Unser Feedback, zum Bei-
spiel zum angedachten Preismodell oder Design, wurde 
auch direkt umgesetzt. Seitdem tauschen wir uns regelmä-
ßig über den Fortschritt von KLARTAX aus.

Wie finden Sie das System, die App als eine Art Finanz-
manager zu nutzen und gleichzeitig Ausgaben für die 
Steuer vorzumerken, grundsätzlich?
Mich immer wieder an unterschiedlichen Banken für Kre-
ditkarte, Bankkonto, Sparbuch und so weiter anzumelden, 
um Zahlungen zu kontrollieren, nervt mich. KLARTAX bietet 
einen super Überblick an zentraler Stelle. Gleichzeitig kann 
ich mir ganz nebenbei eine Merkliste für die Steuer anle-
gen, unterstützt von den Vorschlägen der App. Das ist sehr 

komfortabel. Und es senkt die Hürde, am Ende des Jahres 
die Steuererklärung in Angriff zu nehmen.

Die App ist ganz neu auf dem Markt. Welche weiteren 
Funktionen wünschen Sie sich?
Im Bereich Finanzen wünsche ich mir zum Beispiel eine An-
bindung weiterer Dienstleister wie Paypal und natürlich 
eine noch bessere Erkennung steuerrelevanter Umsätze. 
Bei den Steuern brauche ich definitiv noch mehr fachliche 
Hilfestellung, zum Beispiel in Form von Interviews oder 
kleinen Hinweisen, beispielsweise ob ich die Autoversiche-
rung nun absetzen kann oder nicht.

Planen Sie, Ihre Steuererklärung künftig mit KLARTAX 
zu machen?
Definitiv ja!  ●

MARKUS RIEDL

Redaktion DATEV magazin

„KLARTAX bietet 
einen super 
Überblick“

MEHR DAZU 
finden Sie unter www.klartax.de

UNSER GESPRÄCHSPARTNER

PHILIPP VOLK
Mitarbeiter DATEV eG

https://www.klartax.de
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Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister 
in der Europäischen Union (ECOFIN) be-

schloss am 4. Dezember 2018 Änderungen der 
geltenden Mehrwertsteuervorschriften mit Wir-
kung zum 1.  Januar 2020. Diese Änderungen 

werden als sogenannte Quick-Fixes-Maßnahmen be-
zeichnet. Dabei handelt es sich im Rahmen der Quick-Fixes 
um sogenannte schnelle Lösungen beziehungsweise schnelle 
Verbesserungen für Unternehmer innerhalb der EU bei ihren 
grenzüberschreitenden Umsätzen. Das Bundesministerium 
der Finanzen (BMF) hat unter anderem diesbezüglich einen 
Referentenentwurf am 8. Mai 2019 für ein Gesetz zur weiteren 
steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Ände-
rung weiterer steuerlicher Vorschriften als Jahressteuergesetz 
(JStG) 2019 veröffentlicht. Der Bundestag hat am 7. November 
2019 das JStG 2019 in der Fassung (BT-Drucksache 19/14873) 
beschlossen. Das JStG 2019 muss noch vom Bundesrat be-
schlossen werden, so dass mit dem Inkrafttreten der neuen 

Gesetze zum 1. Januar 2020 zu rechnen ist. Zu bemerken ist, 
dass diese Maßnahmen aufgrund der Einigung des Rats der 
EU in allen EU-Mitgliedstaaten zum 1. Januar 2020 rechtlich 
bindend umzusetzen sind (siehe hierzu Ratsdokument Nr. 
12564/18 vom 28.09.2019). Die Einführung von den Quick Fi-
xes betrifft vor allem innergemeinschaftliche Lieferungen, in-
nergemeinschaftliche Reihengeschäfte und die Behandlung 
der grenzüberschreitenden Umsätze von Lieferungen über 
Konsignationslager. 

Innergemeinschaftliche Lieferungen

Bisher war die innergemeinschaftliche Lieferung nach §§ 4 
Nr. 1 b), 6a Abs. 1 Satz 1 Nr.1–3, Abs. 3 Umsatzsteuergesetz 
(UStG) von der Umsatzsteuer befreit, wenn die Voraussetzun-
gen dafür erfüllt waren. Nach dem nun vom Bundestag be-
schlossenen Gesetz sind nun zwei zusätzliche materiell-recht-
liche Voraussetzungen erforderlich (abrufbar kostenlos auf der 

Schnelle 
Lösungen
EU-Umsatzsteuerrecht | Zu Beginn des Jahres 
2020 werden hierzulande neue Gesetze bezüglich 

innergemeinschaftlicher Reihengeschäfte, 
innergemeinschaftlicher Lieferungen sowie der 

Behandlung von Umsätzen hinsichtlich der Lieferungen 
über Konsignationslager in Kraft treten.

Autor: Konstantin Weber
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Homepage des BMF). Nach dem neuen § 4 Nr. 1 b) UStG muss 
der leistende Unternehmer der Abgabe der Zusammenfassen-
den Meldung nach § 18a UStG korrekterweise nachkommen, 
also mit allen erforderlichen Informationen zur Lieferung. Au-
ßerdem muss der Abnehmer als Leistungsempfänger gegen-
über dem leistenden Unternehmer eine ihm von einem ande-
ren Mitgliedstaat erteilte gültige Umsatzsteueridentifikations-
nummer (USt-IDNr.) nach § 6a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 UStG ver-
wenden, also die USt-IDNr. eines anderen 
Mitgliedstaats als jenes, in dem die Versen-
dung oder Beförderung beginnt. Lediglich, 
wenn die beiden materiell-rechtlichen Vor-
aussetzungen kumulativ zu den übrigen Vo-
raussetzungen der §§ 4 Nr. 1 b), 6a Abs.1 
Satz 1 Nr.1–3 Abs. 3 UStG erfüllt sind, 
kommt der leistende Unternehmer in den 
Genuss der steuerbefreiten innergemein-
schaftlichen Lieferung. Ratsam ist daher – 
auch wegen Steuerstrafrisiken, was bei den 
gesetzestreuen leistenden Unternehmern 
in den meisten Fällen der Fall war – vor Ausführung jeder in-
nergemeinschaftlichen Lieferung die Gültigkeit der USt-IDNr. 
des Leistungsempfängers beim Bundeszentralamt für Steuern 
nach § 18e UStG bestätigen zu lassen. In diesem Zusammen-
hang ist noch zu bemerken, dass nach bisheriger Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) die USt-IDNr. 
des Leistungsempfängers keine materiell-rechtliche Voraus-
setzung, sondern lediglich eine formelle Voraussetzung war 
(vgl. zuletzt EuGH-Urteil vom 09.02.2017, Az.: C – 21/16 – 
Euro Tyre BV; DStR 2017, S. 490). 

Innergemeinschaftliche Reihengeschäfte

Im Gegensatz zum deutschen UStG (§ 3 Abs. 6 Satz 5 und 6, 
Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 und 2 UStG) war bisher in der europäi-
schen Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) keine 
gesetzliche Definition eines Reihengeschäfts geregelt. Nach 
deutscher Rechtsauffassung (§ 3 Abs. 6 Satz 5 UStG) liegt ein 
Reihengeschäft vor, wenn mehrere Unternehmer über den-
selben Gegenstand Umsatzgeschäfte abschließen und dieser 
Gegenstand bei der Beförderung oder Versendung unmittel-
bar vom ersten Lieferer an den letzten Abnehmer gelangt, so 
dass die Beförderung oder die Versendung dieses Gegen-
stands nur einer der Lieferungen zuzuordnen ist. Zu beach-
ten ist, dass dadurch lediglich die Zuordnung der Warenbe-
wegung und nicht der Ort der Warenbewegung geregelt 
wird. Die Zuordnung der Warenbewegung ist von erhebli-
cher Bedeutung, denn nur in der warenbewegten Lieferung 
liegt eine steuerbefreite innergemeinschaftliche Lieferung, 
in der anderen Lieferung liegt dagegen lediglich eine ruhen-
de Lieferung (§ 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 oder 2 UStG). Der Ort 
der Warenbewegung richtet sich in den meisten Fällen nach 
§ 3 Abs. 6 Satz 1 UStG, und zwar ist dies der Ort, an dem die 

Beförderung oder die Versendung beginnt. Ein innergemein-
schaftliches Reihengeschäft ist gegeben, wenn die Warenbe-
wegung im Gebiet eines Mitgliedstaats beginnt und im Ge-
biet eines anderen Mitgliedstaats endet. Zu bemerken ist, 
dass es neben Deutschland nur noch wenige EU-Mitglied-
staaten gibt, die das Reihengeschäft durch die Umsetzung in 
den eigenen Umsatzsteuergesetzen per Gesetzesdefinition 
geregelt hatten. Nun wurden durch das oben genannte Ge-

setz § 3 Abs. 6 Satz 5 und 6 UStG a. F. auf-
gehoben und ein neuer § 3 Abs. 6a UStG 
wurde eingefügt. Dabei ist für die Zuord-
nung der bewegten Lieferung die Trans-
portveranlassung von den Unternehmern 
in der Lieferkette von wesentlicher Bedeu-
tung (§ 3 Abs. 6a Satz 1–4 UStG). Wird der 
Gegenstand der Lieferung durch einen Ab-
nehmer befördert oder versendet, der zu-
gleich Lieferer ist (Zwischenhändler), ist 
die Beförderung oder Versendung der Lie-
ferung an ihn zuzuordnen, es sei denn, er 

weist nach, dass er den Gegenstand als Lieferer befördert 
oder versendet hat (§ 3 Abs. 6a Satz 4 UStG). Danach ist wie 
früher die Beförderung oder Versendung der Lieferung an 
den Abnehmer (Zwischenhändler) die warenbewegte und da-
mit grundsätzlich die steuerfreie Lieferung, wenn er selbst 
den Gegenstand nicht als Lieferer befördert oder versendet 
hat. Gelangt der Gegenstand der Lieferung aus dem Gebiet 
eines Mitgliedstaats in das Gebiet eines anderen Mitglied-
staats und verwendet der Zwischenhändler gegenüber dem 
leistenden Unternehmer bis zum Beginn der Beförderung 
oder Versendung eine ihm vom Mitgliedstaat des Beginns 
der Beförderung oder Versendung erteilte USt-IDNr., ist die 
Beförderung oder Versendung seiner Lieferung zuzuordnen 
(§ 3 Abs. 6a Satz 5 UStG). Danach ist im Gegensatz zur frühe-
ren Regelung die Beförderung oder Versendung der Liefe-
rung durch den Abnehmer (Zwischenhändler) an den letzten 
Abnehmer die warenbewegte und damit grundsätzlich die 
steuerfreie Lieferung. Daher ist die Beförderung oder Ver-
sendung der Ware durch den Zwischenhändler grundsätzlich 
als an ihn zuzuordnen; sie ist dann die warenbewegte und 
steuerbefreite Lieferung, es sei denn, der Zwischenhändler 
teilt dem Lieferanten die USt-IDNr. spätestens bis zum Be-
ginn der Beförderung oder Versendung der Ware mit, die 
ihm vom Abgangsmitgliedstaat erteilt wurde. Dann ist diese 
Lieferung der Lieferung des Zwischenhändlers an den letz-
ten Abnehmer zuzuordnen, sodass sie eine warenbewegte 
und grundsätzlich steuerbefreite Lieferung ist.

Konsignationslager

Die Definition des Konsignationslagers gibt es explizit weder 
im deutschen Umsatzsteuerrecht noch in der europäischen 
MwStSystRL. Außerdem gibt es innerhalb der EU-Mitglied-

Zu beachten ist, 
dass dadurch die 
Zuordnung der 

Warenbewegung 
und nicht der Ort 
der Warenbewe-

gung geregelt wird.
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staaten keine einheitliche Vorgehensweise hinsichtlich der 
Behandlung der Konsignationslager bei grenzüberschreiten-
den Umsätzen. Dabei ist im Regelfall ein Warenlager ge-
meint, in dem sich die Waren des Lieferanten befinden. Oft 
befindet sich der Ort des Konsignationslagers im Unterneh-
men des Kunden, und der Kunde kann sich der Ware bedie-
nen und für eigene unternehmerische Zwecke entnehmen. 
Der zivilrechtliche Eigentümer der Ware ist bis zur endgülti-
gen Entnahme der Ware aus dem Konsignationslager durch 
den Kunden der Lieferant. Oft kommen die Verträge über die 
Konsignationslager in der Chemie- und Automobilbranche 
vor. Der deutsche Gesetzgeber regelte gesetzlich in §§ 4 
Nr. 4a und b UStG, und zwar unter Würdigung des innerge-
meinschaftlichen Verbringens nach §§ 3 Abs. 1a und 2 UStG 
mit der Bemessungsgrundlage in § 10 Abs. 1 Satz 4 UStG, die 
Behandlung von Umsätzen über Konsignationslager, indem 
er das Konsignationslager als Umsatzsteuerlager gesetzlich 
definierte. Die Einlagerung der Ware nach Anlage 1 des UStG 
ins Konsignationslager ist zwar nach § 1 Abs.1 Nr.1 steuer-
bar, aber nach § 4 Nr. 4 a Satz 1 UStG steuerfrei. Erst mit der 
Auslagerung – damit ist die endgültige Herausnahme des Ge-
genstands aus dem Konsignationslager gemeint - entfällt die 
Steuerfreiheit, sodass dadurch der Umsatz sowohl steuerbar 
als auch nicht steuerfrei im Inland wird (§ 4 Nr. 4 a Satz 2–4 
UStG). Damit innerhalb der EU die Behandlung der grenz-
überschreitenden Umsätze einheitlich vonstattengeht und 
sich der Lieferer der Ware aus dem Abgangsmitgliedstaat im 
Bestimmungsmitgliedstaat umsatzsteuerlich nicht registrie-
ren lassen muss, wurde zu diesen Zwecken in Deutschland 
ein neuer § 6b UStG als Fiktion eingefügt, der die Beförde-
rung oder Versendung eines Gegenstands aus dem Gebiet ei-
nes Mitgliedstaats in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
regelt. Damit § 6b UStG einschlägig ist, müssen § 6b Abs. 1 
Nr. 1–4 UStG kumulativ erfüllt sein. Nach § 6b Abs. 1 Nr. 1 
UStG muss der Erwerber eines Gegenstands bei Beginn des 
Transports bekannt sein, also der vollständige Name und die 
vollständige Anschrift des Erwerbers. Nach § 6b Abs. 1 Nr. 2 
UStG muss der Unternehmer (Lieferer) im Bestimmungsland 
nicht ansässig sein. Weiterhin ist nach § 6b Abs. 1 Nr. 3 UStG 
die Verwendung der USt-IDNr. des Erwerbers gegenüber 
dem Lieferer spätestens bis zum Beginn der Beförderung 
oder Versendung eines Gegenstands mit entsprechender 
Aufzeichnung der Lieferung aufseiten des Erwerbers nach 
§ 22 Abs. 4g UStG erforderlich. Als letzte Voraussetzung ist 
der Lieferer nach §§ 6b Abs.1 Nr. 4, 22 Abs. 4f UStG zu den 
gesonderten Auszeichnungspflichten und zur Abgabe der 
Zusammenfassenden Meldung verpflichtet. Sind alle Voraus-
setzungen des § 6b Abs. 1 Nr. 1–4 UStG-E kumulativ erfüllt 
und wird die Lieferung vom Lieferer an den Erwerber inner-
halb von zwölf Monaten nach dem Ende der Beförderung 
oder Versendung des Gegenstands bewirkt, gilt die Fiktion 
des § 6b Abs. 2 UStG. Die gesetzliche Wirkung der Fiktion 
ist, dass die Lieferung an den Erwerber einer im Abgangsmit-

gliedstaat steuerbaren und steuerfreien innergemeinschaftli-
chen Lieferung (§ 6a UStG) nach § 6b Abs. 2 Nr. 1 UStG und 
die Lieferung an den Erwerber einem im Bestimmungsmit-
gliedstaat steuerbaren innergemeinschaftlichen Erwerb (§ 1a 
Abs. 1 UStG) nach § 6b Abs. 2 Nr. 2 UStG gleichgestellt wer-
den. Zu beachten ist, dass der Lieferer in diesem Fall zur Ab-
gabe der zweiten zusammenfassenden Meldung verpflichtet 
ist. Im Ergebnis werden nach dem Gesetz durch den § 6b 
Abs. 2 UStG die steuerbare und steuerfreie innergemein-
schaftliche Lieferung auf Seiten des Lieferers und korrespon-
dierend der steuerbare innergemeinschaftliche Erwerb auf-
seiten des Erwerbers erzielt.

Fazit

Die oben genannten zwei zusätzlichen materiell-rechtlichen 
Voraussetzungen für das Vorliegen innergemeinschaftlicher 
Lieferung verschärfen die bisherige Praxis der steuerbefrei-
ten innergemeinschaftlichen Lieferung erheblich, da dies 
größtenteils mehr administrativen und finanziellen Aufwand 
für den leistenden Unternehmer darstellen wird. Außerdem 
ist dadurch das Risiko erheblich gestiegen, dass steuerbe-
freite innergemeinschaftliche Lieferungen bei den eventuel-
len Unklarheiten hinsichtlich der Gültigkeit der USt-IDNr. 
des Leistungsempfängers von der Finanzverwaltung versagt 
werden. Die europaeinheitlichen Regelungen bezüglich der 
Reihengeschäfte sind zu begrüßen, da sie zumindest einheit-
liche Regelungen für den Zwischenhändler als mittleren Un-
ternehmer in der Lieferkette auf europäischer Ebene schaf-
fen. Auf der anderen Seite wären zudem die Neuregelungen 
für die Fälle wünschenswert, in denen der erste Lieferer oder 
der letzte Abnehmer in der Lieferkette von mindestens drei 
Unternehmern den Transport übernehmen. Der neue § 6b 
UStG bei den Umsätzen über Konsignationslager ist eben-
falls zu begrüßen, da dadurch innerhalb der EU-Mitglied-
staaten rechtliche Sicherheit der Behandlung der Umsätze 
über Konsignationslager geschaffen und eine umsatzsteuer-
rechtliche Registrierung der Lieferer im Bestimmungsland 
vermieden werden. Auf der anderen Seite 
kommt auf die Lieferer durch gesonderte 
Aufzeichnungspflichten und die Pflicht zur 
Abgabe einer zweiten Zusammenfassen-
den Meldung zusätzlicher Verwaltungs-
aufwand zu.  ●

KONSTANTIN WEBER

Rechtsanwalt und Fachanwalt für 

Steuerrecht, Inhaber der Weber | 

Recht & Steuern Kanzlei in Karlsruhe 

und Baden-Baden; Tätigkeitsschwer-

punkte: Umsatzsteuerrecht, Steuer-

strafrecht und Steuerstreitrecht (Ein-

spruchs- und Finanzgerichtsverfahren)
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Die Liquidität im Fokus
IDW Standard 11 | Unternehmer sollten in Krisensituationen die 

Zahlungsunfähigkeit als Insolvenzeröffnungsgrund stets auf  
dem Radar haben. Ein IDW-Standard und fachkundige 

Berater können hier unterstützen, um potenzielle 
Pflichtverletzungen zu vermeiden.
Autoren: Philipp Ant und Christian Gerber
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Der gesetzliche Vertreter eines Unternehmens sieht sich in 
Krisenzeiten mit besonderen Pflichten hinsichtlich einer 

Überprüfung der Zahlungsfähigkeit seiner Firma sowie einer 
möglichen Insolvenzantragstellung konfrontiert. Nach der Recht-
sprechung muss er sich stets über die wirtschaftliche Lage des 
Unternehmens informieren. Eine verspätete beziehungsweise 
unterlassene Insolvenzantragstellung kann für den gesetzlichen 
Vertreter zu strafrechtlichen Konsequenzen mit persönlicher 
Haftung führen – etwa nach § 64 Gesetz betreffend die Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung (GmbHG). Gemäß § 15a In-
solvenzordnung (InsO) hat der gesetzliche Vertreter im Falle ei-
ner Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung unverzüglich, spä-
testens jedoch innerhalb von drei Wochen nach Eintritt eines der-
artigen finanziellen Status, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
zu beantragen, sofern die Insolvenzantragsgründe nicht nachhal-
tig beseitigt werden können. In der Praxis ist bei Liquiditätseng-
pässen der Übergang von einer Zahlungsstockung zur Zahlungs-
unfähigkeit und damit der Eintritt der Antragspflicht oft schwer 
zu erkennen, was den gesetzlichen Vertreter vor große Heraus-
forderungen stellt. Mit dem IDW-Standard 11 (IDW S 11) kann je-
doch das Vorliegen von Insolvenzgründen unter Berücksichti-
gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung beurteilt werden. 

Insolvenzgründe

Die Insolvenzordnung nennt die Zahlungsunfähigkeit (§ 17 InsO, 
Insolvenzantragspflicht), die drohende Zahlungsunfähigkeit (§ 
18 InsO, Insolvenzantragsrecht) sowie die Überschuldung bei 
negativer Fortbestehensprognose (§ 19 InsO, Insolvenzantrags-
pflicht) als Eröffnungsgründe für ein Insolvenzverfahren. Die Er-
öffnung des Verfahrens ist gemäß § 15a InsO unverzüglich, also 

ohne schuldhaftes Zögern, zu beantragen. Dem gesetzlichen 

Vertreter wird hierfür eine Maximalfrist von drei Wochen einge-
räumt, sofern Maßnahmen zur Beseitigung der Insolvenzan-
tragsgründe eingeleitet sind oder werden und deren Erfolg als 
überwiegend wahrscheinlich bewertet werden kann.

Überprüfung der Zahlungsfähigkeit

Ein Unternehmen ist gemäß § 17 Abs. 2 InsO zahlungsunfähig, 
wenn es nicht in der Lage ist, seine fälligen Zahlungsverpflich-
tungen mit seinen zur Verfügung stehenden liquiden Mitteln 
zu erfüllen. Von einer Zahlungsunfähigkeit ist in der Regel 
auszugehen, wenn das Unternehmen seine Zahlungen einge-
stellt hat. Eine Zahlungseinstellung liegt vor, wenn das Unter-
nehmen aufgrund eines Mangels an freien, zur Verfügung ste-
henden liquiden Mitteln aufhört, seine fälligen Verbindlichkei-
ten zu erfüllen und dies für die beteiligten Verkehrskreise hin-
reichend erkennbar geworden ist. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs (BGH, Urteil vom 24.05.2005 – IX ZR 
123/04) ist darüber hinaus auch dann eine Zahlungsunfähig-
keit gegeben, wenn die Gesellschaft nicht in der Lage ist, ihre 
fälligen Zahlungsverpflichtungen innerhalb eines absehbaren 
Zeitraums zu begleichen.

Methode zur Beurteilung und Abgrenzung

Zur Abgrenzung der Zahlungsunfähigkeit von der Zahlungssto-
ckung muss zunächst ein stichtagsbezogener Finanzstatus (Stu-
fe 1) und im Anschluss, abhängig vom Ergebnis, eine zeitraum-
bezogene Finanzplanung (Stufe 2) erstellt werden. Ergibt der 
stichtagsbezogene Finanzstatus, dass das Unternehmen seine 
fälligen Zahlungsverpflichtungen erfüllen kann, liegt keine Zah-
lungsunfähigkeit vor. Auf die Erstellung einer Finanz- und Liqui-
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Regelfall

INSOLVENZGRÜNDE: ANTRAGSPFLICHT UND ANTRAGSRECHT
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ditätsplanung kann in diesem Fall verzichtet werden. Das befreit 
das Unternehmen – solange die Krise nicht endgültig überwun-
den ist – jedoch nicht davon, die Liquiditätsentwicklung weiter-
hin kritisch zu verfolgen, um gegebenenfalls erneut mittels eines 
Finanzstatus sowie einer ergänzenden Finanz- und Liquiditäts-
planung Sicherheit über die Zahlungsfähigkeit zu erlangen. Zur 
Ableitung der stichtagsbezogenen Zahlungsfähigkeit wird der 
Finanzstatus des Unternehmens analysiert. Dabei werden die 
zur Verfügung stehenden liquiden Finanzmittel des Unterneh-
mens (Banksalden und Kasse) sowie die frei verfügbaren Mittel 
aus einer Betriebsmittellinie (soweit vorhanden) und die fälligen 
Verbindlichkeiten (Kreditoren, Rechnungseingangsbuch, sonsti-
ge Verbindlichkeiten) erfasst und einander gegenübergestellt. 
Ergibt sich aus dem Finanzstatus eine Liquiditätslücke, ist dieser 
durch die Darstellung der realistisch zu erwartenden Ein- und 
Auszahlungen in einer ausreichend detaillierten Finanz- und Li-
quiditätsplanung fortzuschreiben. Keine Zahlungsunfähigkeit 
liegt vor, wenn das Unternehmen seine Liquiditätslücke inner-
halb von drei Wochen vollständig schließen kann. Beträgt die Li-
quiditätslücke am Ende des Dreiwochenzeitraums, den der BGH 
für die Beseitigung der Liquiditätslücke zubilligt, weniger als 
zehn Prozent der fälligen Gesamtverbindlichkeiten, ist regelmä-
ßig zunächst von einer Zahlungsstockung auszugehen. Dennoch 
ist in diesen Fällen eine detaillierte Finanz- und Liquiditätspla-
nung zu erstellen, aus der sich die Weiterentwicklung der Liqui-
ditätslücke ergibt. Es liegt Zahlungsunfähigkeit vor, wenn eine 

Liquiditätslücke unter zehn Prozent voraussichtlich dauerhaft 
gegeben ist. Zeigt sich, dass die Liquiditätslücke im Betrach-
tungszeitraum demnächst mehr als zehn Prozent betragen wird, 
liegt ebenfalls Zahlungsunfähigkeit vor. Beträgt die Liquiditäts-
lücke am Ende des Dreiwochenzeitraums zehn Prozent der fälli-
gen Gesamtverbindlichkeiten oder mehr, ist nach der BGH-
Rechtsprechung regelmäßig von einer Zahlungsunfähigkeit aus-
zugehen. Dies ist ausnahmsweise nicht der Fall, sofern mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass die 
Liquiditätslücke in einem überschaubaren Zeitraum geschlossen 
werden kann und den Gläubigern ein Zuwarten nach den beson-
deren Umständen des Einzelfalls zumutbar ist. Dieser Zeitraum, 
der sich an das Ende der Dreiwochenfrist anschließt, kann in 
Ausnahmefällen drei bis längstens sechs Monate betragen.

Finanzstatus erstellen

Bei der Erstellung des Finanzstatus ergeben sich in der Praxis re-
gelmäßig große Herausforderungen, um die stichtagsbezogene 
finanzielle Situation korrekt abbilden zu können. Zum einen ist 
eine Grundvoraussetzung, dass die herangezogenen Datensätze 
zur Erstellung eines Finanzstatus miteinander abgestimmt sind 
und den gleichen Betrachtungszeitpunkt beziehungsweise Auf-
satzpunkt darstellen. Ist das nicht der Fall, werden Verbindlich-
keiten möglicherweise doppelt (Kreditor ist in der Kreditorenliste 
und im Rechnungseingangsbuch enthalten) beziehungsweise 
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DIE BEURTEILUNG DER ZAHLUNGSFÄHIGKEIT
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gar nicht berücksichtigt (Kreditor wurde aus Rechnungsein-
gangsbuch ausgetragen, aber noch nicht verbucht), wodurch der 
Status fehlerhaft wird. In der Praxis kommt es öfter vor, dass be-
reits bezahlte Kreditoren nicht ausgebucht sind, sondern die Zah-
lungen als debitorische Kreditoren auch weiterhin in den Listen 
erscheinen. Darüber hinaus sollten die Fälligkeiten der Kredito-
ren, die in den Finanzstatus einbezogen sind, stichprobenartig 
überprüft und Verrechnungsmöglichkeiten auf Einzelkreditore-
nebene (Stichwort debitorische Kreditoren) berücksichtigt wer-
den, sofern eine gesetzliche Aufrechnungslage gegeben ist. 
Ebenso sind gegebenenfalls kreditorische Debitoren im Finanz-
status zu berücksichtigen. 

Finanz- und Liquiditätsplanung

Das Erstellen einer Finanz- und Liquiditätsplanung über drei 
Wochen lässt sich in zwei wesentliche Teile untergliedern. Der 
erste Teil spiegelt die Fortschreibung der erhobenen Istdaten wi-
der. Aufsatzpunkt ist die verfügbare Liquidität zum Stichtag. De-
bitoren und Kreditoren sowie sonstige, bereits bekannte Ver-
bindlichkeiten und Forderungen werden gemäß den jeweiligen 
Fälligkeiten in Form von Ein- und Auszahlungen auf Tagesbasis 
abgebildet. Dieser Teil stellt somit die Liquiditätsentwicklungen 
auf der Basis von bekannten Istdaten ohne die Berücksichtigung 
von Planwerten aus der erwarteten zukünftigen Geschäftsent-
wicklung dar. Im zweiten Teil wird die erwartete zukünftige Ent-

wicklung des laufenden Geschäftsbetriebs abgebildet. Sämtliche 
erwarteten Ein- und Auszahlungen, etwa aus Umsatzerlösen, 
Personalaufwendungen, sonstigen Aufwendungen, Finanzer-
gebnis und so weiter, die im Planungszeitraum entstehen und 
fällig sind, werden ebenfalls in der Finanz- und Liquiditätspla-
nung entsprechend den erwarteten Fälligkeiten abgebildet und 
vervollständigen das Bild der Liquiditätsentwicklung. Es ist sinn-
voll, die Liquiditätsplanung auf der Tagesbasis vorzunehmen, 
was je nach Geschäftsmodell komplex sein kann. Grundsätzlich 
ist darauf zu achten, dass die in der Finanz- und Liquiditätspla-
nung enthaltenen Annahmen realistisch und nachvollziehbar 
sind und vollständig in die Dokumentation einfließen.

Fazit

Befindet sich das Unternehmen bereits in einer Krise mit ange-
spannter Liquiditätslage, so ist eine sachgerechte und frühzeiti-
ge Beurteilung des Vorliegens von möglichen Insolvenzantrags-
gründen notwendig. Für den gesetzlichen Vertreter ist es rat-
sam, sich einschlägig insolvenzrechtlich beraten zu lassen, um 
mögliche Pflichtverletzungen zu vermeiden. Eine plausible und 
kontinuierliche Dokumentation des regelmäßig erstellten Fi-
nanzstatus sowie der Finanz- und Liquiditätsplanungen kann da-
rüber hinaus für den gesetzlichen Vertreter als Nachweis die-
nen, dass er seinen Pflichten zur ständigen Beurteilung der wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens nachgekommen ist.  ●

PHILIPP ANT M. SC. 
Senior Manager bei der anchor Management GmbH in Düsseldorf, 
spezialisiert auf Interim-Management in Sonder-, Krisen- und Insol-
venzsituationen (CRO, CEO und CFO)

CHRISTIAN GERBER
Wirtschaftsprüfer bei der I-ADVISE AG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Düsseldorf und Frankfurt am Main, spezialisiert auf die Be-
gleitung von Transaktionen sowie die Durchführung von Unterneh-
mensbewertungen, Mergers and Acquisitions (M&A)
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Gesellschaftsanteile | Scheidet ein Gesellschafter 
aus dem Unternehmen aus, kommt es zu einer 

Übertragung seiner Anteile. Diese müssen 
rechtskonform bewertet werden, um  

gegebenenfalls neuen Streit zu vermeiden.
Autor: Thomas Schinhärl

Während in älteren Verfahren noch der Verweis auf das Stuttgarter 
Verfahren zu finden ist – eine Methode zur Bewertung von Gesell-
schaftsanteilen in Form einer Mischung aus Substanz- und Ertrags-

wert im Rahmen von Erbschaft- und Schenkungsteu-
erverfahren – ist dieser Ansatz zwischen-

zeitlich überholt. Im Erbschaft- und 
Schenkungsteuerrecht greift zwischen-
zeitlich das Bewertungsgesetz, das an 
das vereinfachte Ertragswertverfah-
ren anknüpft. Zu angemessenen 
Werten wird man regelmäßig bei ei-
nem in die Zukunft gerichteten Er-
tragswertverfahren kommen, bei 
dem die zukünftig aus der Gesell-
schaft erwirtschaftbaren Erträge 
nach Steuern abgezinst auf den 
Ausscheidenszeitpunkt den an-
gemessenen Wert ergeben. 
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Bewertungskriterien

Das Institut der Wirtschaftsprüfer hat in 
seinen Richtlinien hierzu (IDW S 1) Bewer-

tungskriterien festgelegt, wie diese bemessen 
werden sollen. Wesentliche Grundlage hierfür ist 

eine in die Zukunft gerichtete Umsatz- und Ertragsplanung 
der Geschäftsführung, die detailliert für die nächsten drei 

bis fünf Jahre für jedes Geschäftsjahr vorliegen sollte, da-
nach wird es für die Zukunft einfach fortgeschrieben. 
Von entscheidender Bedeutung ist die Abzinsung der 
daraus erzielten Werte, die sich grundsätzlich nach 
dem risikolosen Zins für eine Alternativanlage richten. 
Über viele Jahre war das die Verzinsung der Bundes-
bank. Aufgrund der doch sehr speziellen Zinsland-

schaft ist der risikolose Zins sehr niedrig, was bereits 
per se zu erheblichen Werten bei der 

Unternehmensbewertung führen kann. 
Regelmäßig wird zum risikolosen Zins 
noch ein Risikoaufschlag gewählt, der 

branchenabhängig ist. Hintergrund ist, 
dass die Investition des Gelds in das kon-
krete Unternehmen immer risikoreicher 
sein wird als die Investition in entspre-
chende festverzinsliche Bundesanleihen. 
Nachteil der entsprechenden IDW-S-1-Be-
wertungsmethode ist der erhebliche Be-
wertungsaufwand. Kleinere und mittlere Unternehmen fra-
gen zunehmend nach vereinfachten Bewertungsmaßstäben. 
Bei allem Verständnis für den Wunsch nach Vereinfachung 
darf jedoch nicht übersehen werden, dass von den Grund-
sätzen des in die Zukunft gerichteten Ertrags nicht zu sehr 
abgewichen wird, da ansonsten die Unwirksamkeit droht. 
Grenzen werden hier die Sittenwidrigkeiten nach § 138 BGB 
beziehungsweise die unzulässige Rechtsausübung nach 
§ 242 BGB sein. Sinnvoll kann es durchaus sein, unter-
schiedliche Abfindungshöhen festzulegen. Grenzen sind 
hier von der Rechtsprechung teilweise durch Angemessen-
heit gesetzt. So ist ein Abschmelzen auf 50 Prozent des er-
rechneten Werts über 15 Jahre unverzinst bereits vom Bun-
desgerichtshof (BGH) als unzulässig erachtet worden. Zuläs-
sig sind jedoch eine angemessene Herabsetzung und auch 
eine weitere Herabsetzung im Fall des zwangsweisen Aus-
scheidens bei einer Einziehung. Zu berücksichtigen ist auch, 
innerhalb welchen Zeitpunkts die Abfindung bezahlt werden 
muss. Derzeit sind fünf Jahre als weitgehend angemessen 
anerkannt, der Wunsch nach zehn Jahren kann bereits zur 
Unwirksamkeit führen. 

Prozessrechtliches

Trotz des teilweise schlechten Rufs der deutschen Justiz ist 
die Austragung entsprechender Streitigkeiten bei den ent-

sprechenden Kammern für Handelssachen der Landgerichte 
immer noch die wohl beste Lösung, da man hier regelmäßig 
spezialisierte Richter vorfindet. Anfragen bei entsprechen-
den Schiedsgerichten mit privater Besetzung sind oft nicht 
unbedingt günstiger. Sinnvoll kann es sein, die entsprechen-
de Anteilsbewertung auf einen spezialisierten Gutachter zu 
übertragen und dazu bereits konkrete Voraussetzungen in 
der Satzung zu formulieren und dessen Ergebnis als bindend 
anzusehen. Dies ist sowohl für die GmbH wie auch GmbH & 
Co. KG ratsam und maßgebend. 

Freiberuflergesellschaften

Auch für Freiberuflergesellschaften gelten im Wesentlichen 
die gleichen Grundsätze wie für Gesellschaften der Wirt-
schaft. Bei der Übertragung von Geschäfts- oder Gesell-

schaftsanteilen ist das jeweilige Berufs-
recht zu beachten. So dürfen beispiels-
weise die Anteile an einer Rechtsanwalts-
gesellschaft nur von Rechtsanwälten 
gehalten beziehungsweise dominiert wer-
den. Ansonsten ist die Übertragung nach 
§ 134 BGB möglicherweise unwirksam. 
Diese Aspekte können zumindest mittel-
bar Einfluss haben auf die entsprechende 
Anteilsbewertung, die bei Freiberufler
gesellschaften anders sein kann. Im We-

sentlichen wird der Umsatz meist durch die jeweiligen Ge-
sellschafter mit beeinflusst, also Steuerberater, Rechtsan-
wälte oder Wirtschaftsprüfer. Regelmäßig zu beachten ist 
auch, ob es sich bei der zu bewertenden Kanzlei im Wesent-
lichen um Projektgeschäfte oder um Dauermandate handelt. 
Jedoch kann es auch in einer Rechtsanwaltsgesellschaft, für 
die Projektgeschäfte eher typisch sind, zu Aufträgen mit 
Dauermandatscharakter kommen, wenn die Kanzlei über 
viele Jahre etabliert ist, eine angemessene Kostenstruktur 
ausweist, sie nicht nur auf eine Materie spezialisiert ist, so-
dass die Weiterbearbeitung des Referats des ausscheiden-
den Gesellschafters als wahrscheinlich zu erachten ist. 

Abfindungen

Statt einer Abfindung ist bei Freiberuflergesellschaften auch 
daran zu denken, den betroffenen Gesellschafter in Manda-
ten abzufinden, beispielsweise so, dass er seine Mandate 
weiter bearbeitet. Zu beachten sind auch hier die entspre-
chenden berufsrechtlichen Vorschriften, da dies stets im 
Einverständnis mit den Mandanten geschehen muss.  ●

THOMAS SCHINHÄRL

Rechtsanwalt bei Ecovis in Regensburg; Fachanwalt für  

Handels- und Gesellschaftsrecht sowie  

Unternehmenssanierer (Universität Regensburg).

Regelmäßig wird 
zum risikolosen 
Zins noch ein 

Risikoaufschlag ge-
wählt, der branchen

abhängig ist.
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Wenn das  
Personal  
nicht mitzieht

Personalmanagement | Die Digitalisierung stellt 
so manchen Kanzleichef vor schwere Aufgaben. 

Dass sich infolge einer Transformation fast die 
gesamte Belegschaft erneuert, ist ungewöhnlich. 

Steuerberater Christian Deák erzählt im 
Interview, warum zu viel Veränderung auf 

einmal bedrohlich sein kann.
Interview: Carsten Fleckenstein
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DATEV magazin: Sie arbeiten nach dem Start Ihrer Kanzlei 
in die Digitalisierung mit einer komplett neuen Mann-
schaft – was ist passiert?
CHRISTIAN DEÁK: Ich hatte eine klassische Kanzlei gekauft 
und wollte sie digitalisieren. Das Modernste, was es damals 
bei der Übernahme gab, war ein Faxgerät – also sehr Old 
School. Zwei Mitarbeiter verlor ich gleich zu Anfang, weil sie 
mit der neuen Führung nicht klarkamen. So etwas passiert, sie 
konnte ich aber ersetzen. Mit insgesamt acht Angestellten bin 
ich dann in die Digitalisierung gestartet. Dann ist das Unbe-
greifliche passiert: Die Angestellten haben fast alle nach und 
nach gekündigt.

Von heute auf morgen?
Nicht alle auf einmal und nicht sofort, doch die Mitarbeiter 
waren nach und nach, von jetzt auf gleich mit der Kanzlei fer-
tig. Am Tag zuvor sagten sie noch, alles sei okay. Ich kaufte am 
selben Abend noch die Homeoffice-Ausstattung und ab dem 
nächsten Tag lagen die Kündigungen auf 
dem Tisch.

Es gab keinerlei Anzeichen?
Wir hatten alle drei Monate ein Mitarbeiter-
Meeting. In dem konnte jeder sagen, was 
seiner Meinung nach anders laufen sollte. 
Doch es kam wenig. Die Angestellten sind 
den Weg des geringsten Widerstands ge-
gangen, haben einen Krankenschein vorge-
legt und sich eine neue Arbeitsstelle ge-
sucht, fertig. Nur in der Zeit, in der ich ein 
digitales Ticketsystem und ein Organisations-Tool einführte, 
äußerten einige, dass sie Angst hätten.

Angst wovor? 
Ja, vor den Veränderungen. Die Leute kamen mit der Verände-
rung nicht klar.

Was haben Sie denn verändert, was Ihre Mitarbeiter so 
verschreckt hat?
Ich habe zuerst Unternehmen online eingeführt. Das hat jetzt 
für mich noch nichts mit Digitalisierung zu tun, es ist nur ein 
Tool. Doch der eine oder andere hatte schon damit Schwierig-
keiten, weil der Pendelordner wegfiel. Aufgrund neuer Unter-
nehmen online-Mandate mussten wir weitere Kanzleiabläufe 
papierlos gestalten, um keine Fristen oder Ähnliches zu ver-
passen. Also habe ich um die elektronische Bescheidprüfung 
erweitert. Mit zunehmenden Mandaten stiegen dann auch die 
Anfragen. Die erreichten uns per E-Mail. Der Fokus lag damals 
nicht mehr auf dem persönlichen oder dem Telefongespräch, 
sondern auf dem E-Mail-Verkehr. Und der nahm zu. Also 
musste ich die Kanzleistruktur weiter verändern. Damit der 

Mail-Verkehr nicht ausuferte, führte ich besagtes Ti-
cketsystem und Organisations-Tool ein.

Haben Sie zu viel auf einmal verändert?
Digitalisierung bedeutet für mich, die Menschen in der Kanz-
lei miteinander so auszustatten und zu vernetzen, dass sie effi-
zient, flexibel und ortsunabhängig arbeiten können. Das heißt 
also, ganz oder gar nicht. Wir haben ein Ticketsystem einge-
führt, weil die Mandanten sich beschwerten, dass meine Mit-
arbeiter bei 200, 300 E-Mails am Tag nicht sofort geantwortet 
haben. Das war die einzige Logik daraus, damit ich jeden Tag 
die E-Mails sehe, die überfällig waren, das nennt sich dann 
Deeskalationssystem. Doch die Älteren haben sich beschwert, 
dass wir überhaupt ein Ticketsystem haben. So habe ich letzt-
lich 80 Prozent meiner Belegschaft verloren. Das war teilweise 
so existenzbedrohend, dass ich mich mehr als einmal fragte, 
ob es nicht doch wieder der klassische Pendelordner sein soll.

Ist die Bereitschaft, die Prozesse zu digitalisieren, also eine 
Frage des Alters?
Es ist auf jeden Fall so, dass das technische Grundverständnis 

bei Jüngeren vorhanden ist, bei der älteren 
Generation zu oft nicht. Die macht sich 
dann Gedanken um Sachen, die es gar 
nicht gibt. Ich habe zum Beispiel einen Link 
in meiner Signatur, über den man sich ei-
nen Termin selber buchen kann. Manche 
Mitarbeiter sahen darin gleich eine Auffor-
derung, nur weil es in der Signatur steht, 
und haben dann stets Termine gebucht. 
Auch wollten zwar alle im Homeoffice ar-
beiten, haben jedoch nicht mitgetragen, 
was nötig ist, damit es möglich wird, wie 

das Arbeiten mit digitalen Tools. Und wenn man ein Ticketsys-
tem einführt oder ein digitales Organisations-Tool, was verein-
facht heißt, man schreibt keine Post-its mehr, dann ist das 
plötzlich ein Exitus.

Doch Sie haben recht zügig wieder neue Leute gefunden.
Ich habe damals durch einen ehemaligen Partner Steuer
fachangestellte gefunden. Das war ein glücklicher Zufall. Den-
noch musste ich mich verändern, um neues Personal zu be-
kommen. Also zog ich in ein neues Gebäude mit modernen 
Räumen, schaffte moderne Arbeitsgeräte an, engagierte mich 
stark in Social Media, baute eine moderne Homepage auf und 
hielt Vorträge in Berufsschulen. Auch in die Mitarbeiterbin-
dung habe ich investiert: Kickertische, Gutscheinsysteme – al-
les gemacht von A bis Z. Wenn ein Bewerber jetzt zu uns 
kommt, schicke ich ihn auch durch unsere Räume, sodass er 
sich selbst ein Bild machen kann. So bekomme ich neue Mitar-
beiter. Das ist grundlegend anders als früher. Mittlerweile 
muss ich sogar wieder unter den Bewerbern sieben.

Welchen Vorteil sehen Sie in einer digitalisierten Kanzlei?
Ich stehe voll und ganz hinter der Digitalisierung. Zu-
gegeben, die IT-Kosten sind unglaublich 

Man muss als Chef 
die Prozesse selber 
verstehen. Dann 
kann man seinen 

Mitarbeitern helfen, 
wenn es Schwierig-

keiten gibt. 
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gestiegen, die haben sich mehr als verdoppelt. Doch das ist 
eine notwendige Investition. Man ist zukunftsfähig. Versteht 
man – wie so viele – unter Digitalisierung, den Laptop aufzu-
klappen und im WLAN zu arbeiten, greift das natürlich zu 
kurz. Wenn mehr und mehr Berufssparten ihr gesamtes 
Business digital umgestellt haben, dann suchen die sich ei-
nen entsprechend aufgestellten Steuerberater.

Was bedeutet das für Ihre Mandanten?
Früher wollten die analogen Mandanten die Beratung mal 
eben am Telefon haben. Heute läuft das so: Ich schicke einen 
Link, über den können sie sich ihre Termine aussuchen und 
zahlen per Paypal in Vorkasse. Meine neuen Mandanten emp-
finden ein Ticketsystem als das Normalste der Welt. Sie begrü-
ßen es sogar und zeigen völliges Verständnis dafür, dass man 
zu gewissen Zeiten nicht erreichbar ist. Das kann eine Kanzlei 
mit althergebrachten Strukturen, vor allem mit den immer 
gleichen analogen Mandanten, komplett vergessen.

Also achten Sie auch bei der Wahl Ihrer Mandanten auf 
eine Offenheit für Digitalisierung?
Ich stelle mir als Unternehmer die Frage, mit welcher Mandat-
schaft will ich die nächsten Jahre zusammenarbeiten? Die 
nachwachsende Unternehmergeneration, also die 20- und 
30-Jährigen, die richtig gute Start-ups gründen, zum Beispiel 
Online-Händler, gewinnt man nicht mit einer analogen Kanz-
lei. Entweder schwimmt man mit oder verliert den Anschluss. 
Am Ende des Tags musst du dir als Steuerberater bewusst 
sein, dass du auch Unternehmer bist. Das heißt, wenn ich das 
Problem habe, dass meine Mitarbeiter kündigen, weil meine 
alten Mandanten sich beschweren, bin ich gezwungen, gewis-
se Altmandate auszulagern, so leid es mir tut. Ich hatte das 
Glück, dass ich so stark gewachsen bin, dass ich mich von al-
ten Mandaten trennen konnte.

Wie hat sich das Personalproblem auf Ihre Mandanten 
ausgewirkt?
Sie haben das zwar mitbekommen, weil die Ansprechpartner 
nicht mehr da waren, aber die meisten Mandanten kannten 
mich persönlich und hatten damit kein Problem. Meine neuen 
Mandanten sind eher daran interessiert, gut betreut zu wer-
den. Wenn der Steuerfachangestellte wechselt, ist das nicht 
die Hauptsache.

Wie geht man am besten damit um, wenn Mitarbeiter nicht 
mitziehen?
Grundsätzlich sich nicht darauf verlassen, dass die Leute bei 
der Digitalisierung mitziehen, auch wenn sie es sagen. Den 
Mitarbeitern, die veränderungsängstlich sind, sollte man das 
bisherige Arbeitsumfeld, soweit es geht, belassen. Den ande-

ren hingegen kann man die Flexibilität geben, die sie brau-
chen: zum Beispiel die örtliche Flexibilität wie das Ar-

beiten im Homeoffice. Wenn dann die Nachfragen 

von den Zögerlichen kommen, ob sie auch mal so arbeiten 
können, ist das eine Chance. Wer gleich kanzleiweit digitali-
siert, was ich zwar präferiere, weil es Prozesse erleichtert, soll-
te sich des Risikos bewusst sein, dass die Angestellten am 
Durchhaltevermögen oder an der Motivation scheitern.

Was würden Sie beim nächsten Mal anders machen?
Nicht nur das Positive erzählen, sondern auch, dass es an-
strengend ist und ein langwieriger Prozess. Wenn man den 
Leuten das verschweigt, verliert man sie auf alle Fälle. Letzt-
lich wollen viele die Digitalisierung, weil sie sich einen Vorteil 
davon versprechen. Also muss man sie, so gut es geht, abho-
len und nicht einfach Neues auferlegen. Und man muss als 
Chef manches selber machen, die Prozesse selber verstehen. 
Dann kann man seinen Mitarbeitern helfen, wenn es Schwie-
rigkeiten gibt. Verluste wird man vielleicht hinnehmen müs-
sen, aber man erleidet keinen Totalschaden. Das Schlimmste 
ist, den Leuten zu direktiv zu sagen, ihr macht das jetzt mit 
diesem Unternehmen online und mit allem anderen, und sie 
dann im Regen stehen zu lassen, weil man selbst keine Ah-
nung hat. Dennoch würde ich den Weg definitiv wieder gehen, 
hundertprozentig. Doch dass ich am Anfang vieles selbst 
schaffen wollte, das würde ich heute anders machen. Irgend-
wann merkt man, dass man Mitarbeiter und Personal anders 
abholen muss. Daher würde ich mir definitiv Hilfe von einem 
spezialisierten Unternehmensberater holen. Jemand, der mein 
ganzes Team einbezieht, schult und die Fragen beantwortet, 
sodass die Mitarbeiter nicht auf mich warten müssen. Das 
spart stundenlange Motivationsreden und lässt mehr Zeit für 
das Kerngeschäft.  ●

CARSTEN FLECKENSTEIN

Redaktion DATEV magazin

MEHR DAZU 
DATEV-Consulting berät Sie gerne zu  
Personal- und Führungsthemen. 

Mehr unter www.datev.de/consulting  
oder telefonisch unter 0800 3283825

UNSER GESPRÄCHSPARTNER

CHRISTIAN DEÁK
Steuerberater, Master of Arts in 
Taxation und Geschäftsführer der 
DHW Steuerberatungsgesell-
schaft mbH in Oberhausen. 

https://www.datev.de/consulting
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Gesucht, gefunden und verbunden
DATEV SmartExperts

Überhaupt hat sich im letzten Jahr viel getan. So können In-
teressenten, die an einer digitalen Zusammenarbeit mit einer 
als digital gekennzeichneten DATEV-Kanzlei interessiert 
sind, ihr Suchergebnis filtern und sich nur die Kanzleiprofile 
anzeigen lassen, die das Label digitale Kanzlei tragen. Für 
Kanzleien mit einem auf SmartExperts veröffentlichten Kanz-
leiprofil gibt es zudem die Möglichkeit, mit dem Label „Ich 
bin ein DATEV SmartExpert“ auf der eigenen Kanzlei-Home-
page für sich Werbung zu machen. Bis Oktober 2018 war es 
den Suchenden lediglich möglich, die Leistungen eines Steu-
erberaters zu filtern. 

Ausblick 2020
Der Anbahnungsprozess wird kontinuierlich weiterentwickelt. 
Aktuell befindet sich das neue Modul Leistungsprofil in der Pi-
lotphase. Kanzleien testen das Leistungsprofil, in dem ein 
Standardleistungskatalog zur Verfügung steht, der häufig ver-
wendete Positionen aus der Steuerberatervergütungsverord-
nung listet und diese neben den individuellen Leistungen ei-
ner Kanzlei für die Übernahme in das SmartExperts-Kanzlei-
profil anbietet. 
Die so auf einem Kanzleiprofil hinterlegten Leistungen präzi-
sieren die Suche, dienen als Grundlage für einen Dienstleis-
tungskatalog, bereiten zukünftig die Kalkulation eines Auf-
trags vor und helfen dabei, ein Angebot und eine Mandatsver-
einbarung auf den Weg zu bringen. Um die Treffergenauigkeit 

der Suche zu erhöhen, arbeitet DATEV kontinuierlich an den 
Kriterien für die Kanzleiprofile, etwa an der Möglichkeit, An-
fragen zu bewerten oder die Kanzleileistungen suchmaschi-
nenoptimiert zu spezifizieren.
Kanzleien, die heute schon eigene digitale Anbahnungslösun-
gen anbieten, die über die klassischen Kontaktmöglichkeiten 
wie E-Mail oder Telefon hinausgehen, wird eine Schnittstelle 
zur Verfügung gestellt werden, mit der die Weitergabe von 
Stammdaten in die Interessentenverwaltung von SmartEx-
perts möglich wird. Für die Suchenden wird eine Möglichkeit 
geschaffen, sich auf der Plattform zu registrieren, um so die 
Voraussetzungen für eine kollaborative und digitale Zusam-
menarbeiten zu schaffen. Außerdem ist für 2020 eine Bewer-
tungsmöglichkeit für Kanzleien durch die Interessenten ge-
plant. Die Kanzleien bestimmen selbst, ob sie daran teilneh-
men möchten oder nicht. Um die Plattform auch in Zukunft er-
folgreich im Markt zu halten, gilt es, die gespeicherten 
Kanzleiprofile stetig zu verbessern. 

MEHR ZUM THEMA
finden Sie auf der Firmen-Homepage unter:  
www.smartexperts.de/experte

Plattform | Im April letzten Jahrs ging die Ge-
nossenschaft mit der Plattform DATEV Smar-
tExperts an den Markt. Seither hat sich viel 
getan: Circa 4.000 Profile sind bereits auf der 
Plattform hinterlegt – und es werden täglich 
mehr. Interessenten finden auf SmartExperts 
den passenden DATEV-Experten, auch Rechts-

anwälte und Wirtschaftsprüfer können 
seit Oktober letzten Jahrs ihre spezifi-
schen Leistungen hinterlegen.

https://www.smartexperts.de/experte
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Die Null muss stehen
DATEV-Consulting

Heutzutage hat jeder überall Zugriff auf 
Informationen. Siri, Alexa, Ok Google – 
elektronische Assistenten wissen auf fast 
alles eine Antwort. Aber wer oder was be-
stimmt, was wichtig ist? Wer bestimmt, 
auf was es sich zu konzentrieren lohnt, 
und was ausgeblendet werden sollte? 
Effizienzsteigerung stand lange im Fokus 
der Arbeitswelt. Jeder sollte möglichst viel 
in der ihm zur Verfügung stehenden Zeit 
schaffen. Inzwischen ist es wichtiger ge-
worden, die richtigen Dinge zu tun, um ef-
fizienter zu arbeiten. Hier ein Beispiel: 
Was nützt es Ihnen, wenn Sie trainieren 
und immer schneller eine Leiter hinauf-
klettern können, diese Leiter aber unter 
dem falschen Fenster steht. Wir müssen 
also Konzepte, Richtlinien und Maßstäbe 
finden, die es uns ermöglichen, die für uns 
richtigen und wichtigen Dinge zu identifi-
zieren und zu verfolgen.
Es gilt, Ablenkungen zu vermeiden und 
sich auf die wesentlichen Aspekte zu fo-
kussieren. Um das zu unterstreichen, 
sprechen wir auch nicht mehr vom Zeit-, 
sondern vom Selbstmanagement. Acht-
samkeit, Selbstverwirklichung und Work-
Life-Balance sind Schlagworte, die diesen 
Wandel beschreiben.

Die richtigen Dinge tun und nicht 
mehr die Dinge richtig tun
Wenn in Selbstmanagementseminaren 
gefragt wird: „Wer von Ihnen öffnet mor-
gens als erstes Outlook?“ Dann schnellen 
fast alle Hände in die Höhe. Danach frage 
ich: „Wer von Ihnen hat am Mittag das Ge-
fühl, nichts geschafft zu haben?“ Auch bei 
dieser Frage schnellen fast alle Hände in 
die Höhe – und es dauert nur einen Mo-
ment, bis die ersten anfangen zu schmun-
zeln. Sie erkennen einen möglichen Zu-
sammenhang. Wir lassen uns ablenken, 
arbeiten die To-do-Listen der anderen ab 
und verlieren dabei unsere und die für den 

Tag festgelegten Ziele aus den Augen.

Die Null muss stehen: Zero Inbox
Zero Inbox ist eine Methode, die hilft die 
persönlichen Ziele im Auge zu behalten. 
Ziel ist es, Outlook erst dann zu schließen, 
wenn keine E-Mail mehr im Posteingang 
ist. Schützen Sie Ihre Produktivzeiten und 
öffnen Sie Outlook zum Beispiel erst um 
10 Uhr und planen Sie in Ihren Büroalltag 
zwei weitere Blöcke zur Bearbeitung ein. 
Alternativ können Sie Outlook mit dem Ka-
lender starten und die Benachrichtigun-
gen über neue E-Mails deaktivieren.
Bei jeder E-Mail entscheiden Sie dann fol-
gendermaßen: Benötigt die Bearbeitung 
weniger als fünf Minuten, dann bearbeiten 
Sie sie sofort. Denn das Anlegen und 
Nachhalten einer Aufgabe würde Sie mit 
Sicherheit mehr Zeit kosten. Wenn Sie 
mehr als fünf Minuten für die Bearbeitung 
veranschlagen, erstellen Sie eine Aufgabe 
in Outlook. Das geht ganz einfach, indem 
Sie die E-Mail per Drag-and-drop aus dem 
Posteingang auf das Terminsymbol in der 
Navigationsleiste ziehen.
Bearbeiten Sie jede E-Mail und sichten Sie 
sie nicht nur. Ihr Posteingang ist nicht der 
Ort, in dem Sie E-Mails aufbewahren soll-
ten, die den Charakter einer Information, 
eines Termins oder einer Aufgabe haben. 
Legen Sie hierfür einen anderen Ablage-
ort fest, zum Beispiel den Terminkalender 
oder die Aufgabenlisten. Entscheiden Sie 
direkt beim Lesen, was mit einer E-Mail 
geschehen soll – es ist ein Klick, der Ihnen 
später jede Menge Zeit spart.
Nutzen Sie QuickSteps und die Regelfunk-
tion von Outlook, um Ihre E-Mails automa-
tisch zu organisieren oder weiterzuleiten. 
Definieren Sie etwa eine Regel, die dafür 
sorgt, dass Newsletter direkt in einen ei-
genen Ordner verschoben werden. Die 
Newsletter lesen Sie dann vielleicht am 
Freitagmittag im Rahmen Ihrer geplanten 

Informationszeit. Es ist sogar denkbar, 
dass die Regel um das automatische Lö-
schen von Newslettern, die älter als zwei 
Wochen sind, erweitert wird. Es ist also 
sinnvoll und trägt zur Steigerung der Pro-
duktivität bei, weitere Ordner neben dem 
Posteingang zu definieren. Ich habe noch 
einen Ordner Lesen, in den ich E-Mails 
verschiebe, die ich im Zug lese. Aber auf 
keinen Fall in meinen kostbaren Produk-
tivzeiten.
Spielen Sie auch einmal mit dem Gedan-
ken, kein E-Mail-Programm mehr auf dem 
Smartphone zu installieren. Einige Ihrer 
Kollegen sind diesen Schritt bereits ge-
gangen. Denn welchen Mehrwert erzeu-
gen Sie für sich und Ihre Mandanten, 
wenn Sie in der Warteschlange an der 
Kasse Ihre E-Mails kontrollieren? Eine 
produktive und zielführende Bearbeitung 
ist das mit Sicherheit nicht. In der Warte-
zeit könnten Sie stattdessen einfach ein-
mal nichts machen und Ihrem Kopf eine 
Pause gönnen. Getreu Pippi Langstrumpfs 
Motto: Faul sein ist wunderschön! Und 
dann muss man ja auch noch Zeit haben, 
einfach dazusitzen und vor sich hinzu-
schauen.

Neben Zero Inbox steht immer öfter 
noch eine zweite Null: Zero E-Mail
Seit 1984 gibt es die E-Mail in Deutsch-
land. Grund genug, neue Konzepte der 
asynchronen Kommunikation als Alterna-
tiven in Betracht zu ziehen und den  
E-Mail-Verkehr auf ein Minimum zu redu-
zieren. Im privaten Bereich hat WhatsApp 
die E-Mail ersetzt. Wie sieht es aber im ge-
schäftlichen Bereich aus? Welche Anfor-
derungen muss ein modernes Kommuni-
kationswerkzeug erfüllen? Ich erhalte In-
formationen per E-Mail nie dann, wenn 
ich sie brauche. Wenn ich aber später dar-
auf zugreifen möchte, finde ich die E-Mail 
partout nicht mehr oder habe keinen Zu-

Digitales Selbstmanagement | Die Maxime des berühmten nieder
ländischen Fußballspielers und Trainers Huub Stevens ist längst zum geflügelten 
Wort geworden. Defensiv spielen, keinen Ball ins Tor lassen, Fokus auf ein Ziel. Das gilt nicht nur im Fußball, 
sondern im Berufsleben und sogar im Privatbereich, meint Lars E. Kurpiun von DATEV-Consulting.
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griff auf das notwendige Gerät. Verwalten, 
Archivieren und (oft vergebliches) Suchen 
– dieser Aufwand erhöht sich, wenn Infor-
mationen nicht nur einem Mitarbeiter ge-
schickt werden. Deshalb gibt es Kanzlei-
en, die Informationen in einem Wiki oder 
in DATEV ProCheck zentral ablegen. 
Neben diesen dauerhaften Informationen 
landen aber auch oft Nachrichten mit kur-
zer Haltbarkeit in unseren Postfächern, 
wie etwa der Geburtstag einer Kollegin 
oder dass in der Küche ein Kuchen steht. 
Statt per E-Mail könnten alle Mitarbeiter 

über eine Seite im kanzleieigenen Netz-
werk informiert werden. Sie könnte sogar 
als Startseite im DATEV Arbeitsplatz ein-
gebunden werden. So wäre jeder Mitar-
beiter informiert, ohne am Ende des Tags 
entscheiden zu müssen, was er mit der  
E-Mail macht. Das spart viel Zeit.

Fazit
Setzen Sie sich also einmal intensiv mit 
dem Thema Zero E-Mail auseinander. Es 
lohnt sich: Sowohl die interne als auch die 
externe Kommunikation auf zeitgemäße 

und effiziente Art und Weise zu organisie-
ren. Das spart nicht nur Zeit, es hilft Ihnen, 
sich auf die wichtigen Dinge im Alltag zu 
konzentrieren. 

Neues Portal für personalisierte 
Vermarktungshilfen

DATEV MyMarketing
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MEHR DAZU 
DATEV-Consulting unterstützt 
gerne beim Thema Selbstmanage-
ment: telefonisch unter 0800 
3283823 oder per E-Mail über 
kundenanfragen-vertrieb@datev.de

DATEV MyMarketing ist ein neues Portal 
von DATEV, das aus dem Zusammen-
schluss von E-Content und E-Print ent-
stand. Ein neues, modernes Oberflächen-
design schafft mehr Übersicht und bietet 
einen vereinfachten Bestellprozess. Die 
Endgerätenutzung wurde erweitert, das 
Portal lässt sich mit PC, Laptop, Tablet 
und Smartphone gleichermaßen bedie-
nen. Damit einhergehend ist DATEV  
MyMarketing auch für die gängigen 
Browser wie Mozilla Firefox, Google 
Chrome, Safari und Microsoft Edge opti-
miert.
Gebündelt an einem Ort erhalten Sie die 
Möglichkeit, Vermarktungshilfen und 
Fachinformationen zu individualisieren. 
Das angebotene Spektrum reicht von In-

formationsbroschüren über Werbemittel 
für Ihre Mandanten bis hin zu Produkten 
für Ihre eigene Geschäftsausstattung. 
Alle Vermarktungshilfen können Sie für 
Ihre eigene Kanzlei anpassen: Farben 
und Fotos sind frei wählbar, und auch der 
Platz für Ihr Logo ist bereits reserviert. 
Die Bedienung ist intuitiv, es sind keine 
Vorkenntnisse im Bereich Grafik oder 
Unterstützung durch eine Agentur nötig. 
Zudem ergänzen Bausteine für Ihre 
Homepage das Angebot: Banner, Videos 
und ein von DATEV aktuell gehaltener 
branchenspezifischer News-Feed sor-
gen für einen professionellen Online-
Auftritt. 
Das Portal ist zu finden unter: 
www.datev-mymarketing.de

Plattform | Der professionelle und einheitliche Auftritt in der 
Öffentlichkeit hilft Kanzleien dabei, sich zu positionieren, Mandanten 
anzusprechen und neue Fachkräfte zu gewinnen. DATEV unterstützt Sie 
dabei mit einer neuen Plattform.

mailto:magazin%40datev.de?subject=
https://www.territory.de
mailto:magazin%40datev.de?subject=
mailto:kundenanfragen-vertrieb%40datev.de?subject=
https://www.datev-mymarketing.de
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Das ändert sich | Wie jedes Jahr wird auch 2020 zahlreiche Änderungen  
für Unternehmen und Privatpersonen mit sich bringen, nicht zuletzt auch  

im Bereich der Steuern und des Rechts. 
Autor: Robert Brütting

Alle Jahre wieder – so auch 2020 – müssen sich die Verbrau-
cher und Firmen auf Neuerungen einstellen, die teilweise 

zum 1. Januar 2020 in Kraft treten oder im Laufe des neuen Jahrs. 
Zentrale Vorschrift ist hier das Jahressteuergesetz (JStG) 2019 
mit zahlreichen steuerrechtlichen Änderungen. 

E-Fahrzeuge – Steuervorteil beim Kauf

Ab 2020 winkt neben der normalen Abschreibung eine 50- 
prozentige Sonderabschreibung für Elektrolieferfahrzeuge. Vor-
aussetzung: Es muss ein neues (bislang ungenutztes) Elektrolie-
ferfahrzeug mit Erstzulassung 2020 angeschafft werden. Die neue 
Sonderabschreibung soll in den Jahren 2020 bis 2030 gelten.

Vergünstigungen für E-Firmenwagen

Die 2019 verabschiedete Neuregelung, wonach für die Privat-
nutzung eines Elektro- und Hybridfirmenwagens nur noch die 
Hälfte versteuert werden muss, stieß bislang auf wenig Ge-
genliebe. Daher ist geplant, dass die Halbierung der Bemes-
sungsgrundlage bei der E-Firmenwagenbesteuerung bei An-
schaffungen bis 31. Dezember 2030 gelten soll.

Vorteile bei der Gewerbesteuer für E-Autos

Zum Gewerbeertrag rechnet das Finanzamt unter anderem 
auch anteilige Zins- und Lizenzaufwendungen für bewegliche 
Gegenstände. Hierzu zählen auch Dienstwagen, die ein Un-
ternehmer least. Für Elektro- und Hybridfahrzeuge, bei denen 
der zu versteuernde Privatanteil halbiert wird, soll ab 2020 
auch bei der Hinzurechnung zum Gewerbeertrag nur noch die 

Hälfte der anteiligen Leasing-Raten berücksichtigt werden.

Neue Pauschalbesteuerung für Jobtickets

Arbeitgeber dürfen die Aufwendungen des Mitarbeiters für Fahr-
ten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln im Linienverkehr sowie die Steuer dafür 
mit pauschal 25 Prozent übernehmen, selbst wenn die Übernah-
me der Aufwendungen nicht zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn erfolgt.

Steuerbefreiung für Weiterbildungen

Ab dem Tag nach Verkündigung des JStG sind Weiterbildungs-
leistungen des Arbeitgebers für Maßnahmen nach § 82 Abs. 1 
und 2 SGB III sowie Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, 
die der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit des Arbeit-
nehmers dienen, lohnsteuerfrei.

Quick Fixes/Meldepflicht für Steuergestaltungen

Neue Gesetze gibt es unter anderem zu innergemeinschaftlichen 
Reihengeschäften und Lieferungen sowie zur Anzeigepflicht für 
grenzüberschreitende Steuergestaltungen. Hierzu berichten wir 
in dieser Ausgabe ausführlich in den Rubriken Titel und Praxis.

Aktienverlust noch vor 2020 realisieren

Die Ausbuchung wertloser Aktien aus dem Depot eines Anlegers 
wird ab 2020 steuerlich irrelevant sein. Weder die Bank noch das 
Finanzamt müssen solche Verluste noch steuerlich berücksichti-
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gen. Daher empfiehlt es sich, Aktien mit Verlust noch bis zum 
31. Dezember 2019 zu verkaufen. Nur dann wird das Finanzamt 
derartige Verluste noch steuerlich berücksichtigen.

Prepaid-Kreditkartenmodell

Möchte ein Arbeitgeber einem Mitarbeiter zusätzlich zum  
vertraglich geschuldeten Arbeitslohn eine freiwillige Sonderzah-
lung spendieren, kann er auch 2020 auf das Prepaid-Kreditkarten-
modell zurückgreifen. Der Arbeitnehmer kann 
bei bestimmten Akzeptanzpartnern Waren 
und Dienstleistungen beziehen (Sachbezug) 
und wird von Steuerabzügen verschont.

Abzug von Betriebsausgaben

Der Betriebsausgabenabzug für Geldbußen, 
Ordnungs- und Verwarnungsgelder von Ge-
richten oder Behörden anderer EU-Mitglied-
staaten wird ausgeschlossen. Die Neurege-
lung soll rückwirkend alle nach dem 31. Dezember 2018 festge-
setzten sowie entstandenen Geldbußen, Ordnungs- und Verwar-
nungsgelder betreffen.

Elektronische Kassen

Digitale Aufzeichnungssysteme müssen ab 1. Januar 2020 über 
eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung (TSE) verfü-
gen. Alle Branchen sind verpflichtet, ihre Kassen entsprechend 
auszurüsten. Allerdings gilt eine Nichtbeanstandungsregelung 
bis Ende September 2020.

Mehr Arbeitslosengeld 

Empfänger von Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, Grundsicherung 
im Alter sowie Personen mit Erwerbsminderung bekommen ab 
dem 1. Januar 2020 mehr Geld. Dabei wird nicht nur Erwachse-
nen 1,88 Prozent mehr ausgezahlt, auch Kinder und Jugendliche 
bekommen mehr. 

Höherer Mindestlohn

Außerdem wird im Niedriglohnsektor besser bezahlt. Der gesetz-
liche Mindestlohn steigt von derzeit 9,19 Euro auf 9,35 Euro an. 
Ausgenommen davon sind jedoch spezielle Personengruppen, 
wie zum Beispiel Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlos-
sene Berufsausbildung.
 
Höherer Kinderzuschlag und -freibetrag

Der 1. Januar 2020 ist auch der Stichtag für eine Erhöhung des 
Kinderzuschlags. Mit ihm werden einkommensschwache Famili-
en unterstützt. Er liegt ab 2020 bei 185 Euro, wobei die oberen 

Einkommensgrenzen wegfallen. Das Einkommen wird zudem 
nur noch zu 45 Prozent angerechnet, wenn es über den eigenen 
Bedarf hinausgeht.

Intelligente Stromzähler

Neu ab 2020 ist eine Pflicht für Haushalte mit einem jährlichen 
Stromverbrauch von mehr als 6.000 Kilowattstunden (kWh). Hier 
muss ein sogenanntes intelligentes Messsystem eingebaut wer-

den. Es erfasst nicht nur den Verbrauch, son-
dern übermittelt die Daten auch digital an 
den Stromversorger sowie den Netzbetreiber.

Veränderte Ausbildung im 
Pflegebereich

Bislang waren die Ausbildungen zum Alten-
pfleger und zur Krankenschwester eigenstän-
dig. Ab 2020 werden diese Berufe in einer 
generalisierten Ausbildung zur Pflegefach-

frau oder zum Pflegefachmann erlernt, wobei zwischen vier Ver-
tiefungsrichtungen gewählt werden kann.

Neuer CO2-Grenzwert für Pkw

Der Pkw-Verkehr soll für einen Großteil der CO2-Emissionen ver-
antwortlich sein. Nach Ansicht vieler Experten kommen etwa 60 
Prozent des Treibhausgasausstoßes von Autos. Um den Klimazie-
len gerecht zu werden, dürfen ab dem 1. Januar 2020 zugelasse-
ne Neuwagen nicht mehr als 95g CO2 pro Kilometer ausstoßen.

Feiertag für die Hauptstadt

Erst 2019 wurde der Weltfrauentag am 8. März zum jährlichen 
Feiertag in Berlin gemacht. Im Jahr 2020 können sich die Berli-
ner – wenn auch nur in diesem Jahr – über einen weiteren Feier-
tag am 8. Mai 2020 freuen. Anlass für den zusätzlichen arbeits-
freien Tag ist ein Jahrestag: Am 8. Mai 2020 jährt sich die Be-
freiung vom Nationalsozialismus und das Ende des Zweiten 
Weltkriegs zum 75. Mal.

PAYBACK feiert Geburtstag

PAYBACK wird nächstes Jahr 20 Jahre jung! Das erste Multi-
partnerbonusprogramm mehrerer Unternehmen aus dem stati-
onären sowie dem Online-Handel war etwas ganz Besonderes 
und vom Start weg sehr erfolgreich. Heute können über 30 Mil-
lionen Kunden offline, online und mobil bei über 650 Unterneh-
men Punkte sammeln.  ●

ROBERT BRÜTTING

Rechtsanwalt in Fürth und Fachjournalist Recht  

sowie Redakteur beim DATEV magazin
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